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I DiesneuenKichtlinienfür die vorsiädtifiheKieinsiedcimg
Von Reichsarbeitsminister Franz Seldte

Die vorstädtischeKleinsiedlung hat wie keine andere wirt-

schaftliche Maßnahme der Reichsregierung aus den letzten
Jahren die öffentliche Meinung beschäftigt; an guter und

schlechter Kritik hat es nicht gefehlt. Man wird heute — zu

.Beginn des dritten Bauabschnitts —- feststellendürfemdaß
sich Gedanke und Ziel dieser Art-Siedlung durchgesetzt haben.
Auch ich bekennemich zu ihr. Gewiß bin ich mir darüber

. klar, daß die vorstädtische Kleinsiedlung nicht das Allheils
mittel unserer furchtbaren Arbeitslosennot ist, daß sie ins-

besondere nicht die landwirtschaftliche Vollerwerbssiedlung
ersetzen kann. Aber sie ist deren notwendige Ergänzung-. Da-

mit sind die Begrenzung und die besondere Aufgabe der Klein-

siedlung angedeutet. Diese soll zunächsteinmal dem Arbeits-

losen Gelegenheit geben, seine brachliegende Arbeitskraft zum
Bau eines Eigenheimes und zur Befriedigung eines Teils

seiner Lebensbedürfnissezu verwenden und so die öffentliche
Fürsorge zu entlasten. Sie soll aber-denen helfen, die hilfs-
bedürftig sind und deshalb Arbeitslosen- oder Wohlfahrts-
unterstützung beziehen, insbesondere auch unseren Kriegs-
opfern und den Sozialrentnern.« Bei dem Rückgang des

Renteneinkommens in den letzten Jahren droht gerade den-

letztgenannten Schichten unseres Volkes eine weitere Ver-

elendung. Die vorstädtische

endgültig vorüber sein. Es hat keinen Sinn gehabt, Woh-
nungen zu bauen, die die große Masse der Bevölkerung nicht
bezahlen kann. Die Kleinsiedlung dagegen bietet eine aus-

reichende, gesunde und billige Familienheimstätte. Die Er-
kenntnis des Notwendigen setzt sich auch auf dem Gebiete des

Wohnungsbaues immer mehr durch. Deshalb wird dem be-

scheidenen Eigenheim die Zukunft gehören.
Von diesen Gedanken ausgehend, habe ich mich für die

Fortführung der vorstädtischen Kleinsiedlung auch in der
kommenden Zeit eingesetzt und dabei die Zustimmung des
Kabinetts gefunden. Aus den vom Reich bisher zur Ver-

fügung gestellten Mitteln wurden über 26 000 Kleinsiedlers
stellen errichtet, dazu kommen noch über 78 ooo Kleingärten
für Erwerbslose. Es hat sich ermöglichen lassen, weitere

10 Millionen RM. aus Haushaltsmitteln und 40 Mil-
·

lionen RM. aus den Mitteln bereitzustellen, die dem Reichs-
kommissar für Arbeitsbeschaffung zur Verfügung stehen.
Damit können weitere rd. 20 000 Stellen errichtet werden.

Mißt man diese Zahlen an dem Millionenheer der Arbeits-

losen, dann scheinen sie allerdings gering zu sein. Will

man aber die Zahl der errichteten und noch zu errichtenden
Siedlerstellen richtig werten, dann muß man davon ausgehen,

daß die bisherigen Maß-
Kleinsiedlung kann hier einen
Ausgleich schaffen. Darüber
hinaus muß sich dies vor-

städtische Kleinsiedlung noch
ein weiteres Ziel stecken: sie
muß dazu beitragen, die Ar-

beiterschaft der Städte mehr
als bisher mit dem Grund
und Boden zu verbinden und
die Konjunkturempfindlichkeit
des Jndustriearbeiters abzu-
schwächen. Darin liegt eines
der schwersten Probleme, die
wir innenpolitisch lösen müs-
sen. Alle Versuche, die Arbei-

terschaft in der Nähe der Be-
triebe anzusiedeln und nur

noch mit verkürzter Arbeits- -

zeit in der Fabrik zu beschäfti-
gen, damit sie ihre noch freie
Arbeitskraft der Bestellung ihres Siedlungsgrundstückeswidmen

können, find zu begrüßen und nachdrücklichzu fördern. Der
Arbeiter kann so vielfach einen großen Teilseines notwen-

digsten Rahrungsmittelbedarfs selbst ergänzen; er wird dann

weniger von Lohnsenkungen oder zeitweisen Stillegungen ge-
troffen. Das Durchhalten in schweren Krisenzeiten wird ihm
fühlbar erleichtert. Die Besitzformen, die sich in vielen Teilen

Deutschlands, insbesondere im Südwesten, aus dem vorigen
Jahrhundert erhalten haben, bestätigen die Richtigkeit dieser
Ansicht. Jch bin mir darüber klar, daß es sich hier um ein

Ziel handelt, das erst in vielen Jahren erreicht werden kann.

Denn ein solcher Umstellungsprozeß erfordert viel Kapital
und Zeit. Aber das darf nicht hindern, das Ziel aufzuzeigen
und es in seiner wahren Bedeutung für Staat und Volk zu
erkennen. Auf diese Weise kann es gelingen, eine Auf-
lockerung der Jndustriebezirke zu erreichen, die ungesunde
Mafsierung von Arbeitskräften in den Großstädten wieder

rückgängig zu machen und eine gesunde Mischung von Land-

wirtschaft und Industrie über das ganze Reich hin zu er-

zielen. Es ist auch staatspolitisch sehr bedeutsam, auf diese
Art und Weise den Industriearbeiter bodenständig zu machen.
Durch die Bestellung eines Teils des Heimatbodens wird der

Arbeiter mehr als bisher in ein unmittelbares Verhältnis

zum Staat gebracht.
auch verantwortlicher für das Wohl des Ganzen.

Auch für die Zukunft des Wohnungswesens scheint mir

die vorstädtischeKleinsiedlung bedeutsam zu sein. Die Zeiten
des teuren Kleinwohnungsbaues der Rachkriegszeit müssen
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Stadtrandsiedlung in Sebnitz i. Sa.

Sobald er Eigentum besitzt, fühlt er sich .

nahmen erst einen Anfang
darstellen und auf lange Sicht
weitergeführt werden müssen.

Jch habe die Bereit-

stellung neuer Mittel zum
Anlaß genommen, die bis-

herigen Richtlinien für die

Durchführung der vorstädti-,
schen Kleinsiedlung und die

ergänzenden Vorschriften ent-

sprechend den bisher ge-
machten Erfahrungen abzu-
ändern. Änderungen sind je-
doch Hur insoweit erfolgt, als
dies unbedingt notwendig er-

schien.
Raturgemäß wurde bei

Beginn der vorstädtischen
Kleinsiedlung der Frage der

» technischen Erstellung das
großteAugenmerkzugewandt. Nachdem die Fragen der Bauart,
der Bauweise usw. gelöst sind, müssennunmehr die Fragen der

Wirtschaftlichkeit des Siedlungsbetriebes und der Sicherung
der Existenz des Siedlers besonders betont werden. Da die

Kleinsiedlungenin der Regel keine volle Existenzgrundlage
bieten können, sind sie nur da zulässig, wo Aussicht besteht,
daß »derSiedler bei Besserung des Arbeitsmarktes wieder
Arbeit finden kann. Diese Aussichten dürften in mittleren
und. kleineren Städten besonders günstig sein. Sie sollen
deshalb besonders berücksichtigtwerden. Vor allem ist not-

wendig, daß die Lasten, die der Siedler aufbringen muß,
möglichstgering sind. Deshalb wird gesteigerter Wert auf
weitere Einsparungen gelegt. Um eine weitere Senkung der

Baukosten zu erzielen, setzen die neuen Richtlinien das Reichs-
darlehn, das bisher höchstens 2500 RM. betrug, nunmehr auf
höchstens 2250 RM. fest. Nur in Ausnahmefällen soll das

Reichsdarlehn in der alten Höhe gewährt werden. Bei Er-
richtung der Siedlerstellen sind alle Möglichkeiten einer Ein-

sparung auszunutzen. Räume, die nicht unbedingt schon bei

Errichtung der Stellen notwendig sind, sollen später ein-

gebaut werden. An dem Gedanken, daß ein Teil der Kosten
durch eigene Arbeit der Siedler aufzubringen ist, ist fest-
gehalten worden. Das war schon aus finanziellen Gründen
erforderlich. Aber auch abgesehen davon hat sich die weit-

gehende Ejnschaltung der Selbst- und Nachbarhilfe deswegen
bewährt, weil sie von vornherein eine enge Verbindung
zwischen dem Siedler und seiner künftigen Heimstätte her-
stellt. Aus Gründen der Verbilligung soll auch der Frei-
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willige Arbeitsdienst eingeschaltet werden. Er wird dort

nicht entbehrt werden können, wo ohne ihn die zur Verfügung
stehenden Mittel nicht ausreichen würden. Jch betone aber,
daß durch die Einschaltung des Freiwilligen Arbeitsdienstes
nicht das Handwerk Und die Bauwirtschaft ausgeschaltet
werden soll. Die Entscheidung darüber, ob im Einzelfalle
das Baugewerbe herangezogen werden kann, muß dem Träger
des Siedlungsvorhabens in eigener Verantwortung über-

lassen bleiben. Die Einschaltung des freien Baugewerbes
wird sich, wie bisher schon, in vielen Fällen ermöglichen
lassen; sie wird auch weiterhin mit Rücksichtauf die wirt-

schaftliche Lage des Baugewerbes
besonders erstrebt werden müssen-

Nach wie vor wird den

kinderreichen Familien besondere
Förderung zuteil werden müssen.
Die neuen Richtlinien bestimmen,
daß ein zusätzliches Reichsdar-
Iehn bis 250 RM. für den Ein-

bau eines weiteren Schlafzim-
mers Familien mit vier Kindern
und ein Darlehn bis 500 RM.

für den Einbau von zwei Schlaf-
zimmern Familien mit fünf und

mehr Kindern gewährt werden
kann. Der bisherige verlorene

Zuschuß von 120 RM. für solche
Familien fällt weg. Dagegen
ist der Zinsnachlaß von je 40 RM.

für drei Jahre bei Familien
mit vier und mehr Kindern bei-

behalten.

« Die.neuen Vorschriften weisen weiter darauf hin, daß
die richtige Auswahl des Siedlungsgeländes für den wirt-

schaftlichenErfolg der Siedlung ausschlaggebend ist. Ver-

haltnismäßigteures Gelände in der Nähe der Städte ist für
Kleinsiedlung ungeeignet. Es muß beachtet werden, daß der

Ertrag des Siedlungsgrundstückesnur ein begrenzter sein
kann, und deshalb besonders hochwertige Flächen für die vor-

städtischeKleinsiedlung nicht in Frage kommen. Ebenso wird

darauf hingewiesen, daß die richtige Auswahl der Siedler-

familien von ausschlaggebender Bedeutung ist. Mit der rich-
tigen Auswahl der Siedler steht und fällt jede Siedlung.
Es können nur solche Bewerber berücksichtigtwerden, die

geeignet sind, die kleinen Stellen mit Erfolg zu bewirtschaften.
Der Siedler muß körperlich in der Tage sein, die erforder-
lichen Arbeiten durchzuführen. Ebenso wichtig ist, daß der

Siedler die notwendige innere Bereitschaft zu einem guten
Siedler besitzt. Er muß von dem besten Willen beseelt sein,
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mit Hilfe seiner Stelle aus eigenen Kräften wirtschaftlich
vorwärtszukommen. Aber. es kommt nicht allein auf die

Person des Siedlers an, sondern ebensosehr auch auf dessen
Frau und seine arbeitsfähigen, im Haushalt lebenden Kinder.

Auch für diese gilt das, was andeutungsweise über die not-

wendigen Eigenschaften des Siedlers gesagt worden ist. Ver-

sagt insbesondere die Siedlerfrau, so wird selbst ein tüchtiger
Siedler in der Regel nicht vorwärtskommen. Die Träger
der Siedlungsvorhaben werden durch die neuen Vorschriften
auch angewiesen, der wirtschaftlichen Betreuung der Siedler

besonderes Augenmerk zuzuwenden. Denn es muß Vorsorge
getroffen werden, daß die Stellen

auch lebensfähig bleiben. Hierzu
ist vor allen Dingen eine sach-
gemäßeWirtschaftsberatung not-

( wendig.
Der Kreis der Siedler ist

gegen bisher erweitert worden.-

Neben den Erwerbslosen und

unterstütztenKurzarbeitern sollen
auch solche Kurzarbeiter,- die

keine Unterstützungbeziehen, an-

gesetzt werden können; neben den

Kriegsbeschädigten auch andere

Kriegsteilnehmer. Die Förde-
rung von Einzelsiedlern wird als

besonders
·

wünschenswert be-

zeichnet. Handelt es sich hier
doch zumeist um sparsame, streb-
same personen. Zahlreiche
Einzelsiedler sind bereits Eigen-
tümer des für ihre Siedler-

stelle erforderlichen Geländes. Der Aufbau ihres Hauses
war ihnen zumeist bisher .wegen Mangels der erforder-
lichen Mittel oder infolge baupolizeilicher Erschwerungen oder

infolge Verteuerung der Aufschließungskostennicht möglich.
Viele von ihnen haben den Wunsch, auf ihrem Grundstückein

bescheidenes Eigenheim zu errichten; manchen wird er nun

erfüllt werden können.
.

Das Verfahren ist weiterhin vereinfacht worden. Die

Durchführungliegt nunmehr bei den Ländern und den Trägern
der Siedlung. Ich habe mir lediglich vorbehalten, der Aus-

wahl der Siedlungsvorhaben zuzustimmen und die Durch-«

führung, soweit ich es als erforderlich erachte, zu überwachen.

Ich hoffe, daß durch die neuen Maßnahmen des Reichs
die vorstädtischeKleinsiedlung entscheidend dazu weiter bei-

trägt, unserer arbeitenden Bevölkerung eine Hilfe szu geben
und sie mit unserem Heimatboden mehr als bisher zu ver-

binden.

Miliz nnd allgemeiner Arbeitsdiensi
Erklärungen des Keichskanzlers Adolf Hitler

Reichskanzler Adolf Hitler gewährte dem
Berliner Vertreter der ,,Associated preß«, Louis P. Tochner,
ein Jnterview über schwebende politische und wirtschaftliche
Angelegenheiten.

«

Der Reichskanzler erklärte zu den das deutsche Volk heute
in hohem McåßebeschäftigendenFragen der Miliz und der

Allgemeinen rbeitsdienstpflicht folgendes:
»Ich möchte hierzu meine rein persönlichen Gedanken

äußern. Man kann die Miliz und den Allgemeinen Arbeits-

dienst nicht in einem Atem nennen. Die Arbeitsdienstpflicht,
die wir anstreben, hat mit einer Miliz nichts zu tun.

Die Miliz soll der Tandesverteidigung
dienen. Die Arbeitsdienstpflicht verdankt als Idee

i

ihre
-

Entstehung der katastrophalsen wirtschaftlichen Rot und der
daraus entspringenden Arbeitslosigkeit.

Die Arbeitsdienvstpflicht soll vor allem

verhindern, daßsdie Hunderttausende un-

serer Jungarbeiter hilflos auf der Straße

E

verkommen. Sie soll aber weiter durch eine allgemeine
Erziehung zur Arbeit einer Überbrückung der Klassengegen-
sätze dienen. Wer im Sommer auf der Landstraße reist, be-

gegnet einem immer in Bewegung befindlichen Heer arbeits-

loser junger Leute, die planlos von Ort zu Ort ziehen, und

man kann bemerken, daß sie physisch und damit auch geistig
und moralisch immer tiefer sinken. Gerade diese jungen Leute

wollen wir vor dem Untergang bewahren. Als National-

sozialist sehe ich auch in der allgemeinen Arbeitsdienstpflicht
ein Mittel, um zur Achtung vor der Arbeit zu erziehen.
Unsere jungen Leute werden lernen, daß
die Arbeit den Menschen adelt.

Zur Frage der Einführung einer Miliz möchte ich folgen-
des sagen:

Jm Jahre 1919 wurde von Deutschland aus die An-

regung gegeben, uns eine Miliz zu genehmigen. Damals for-
derte man von uns die Einführung der Berufsarmee mit

zwölfjähriger Dienstzeit.
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Der Heimatdiensi

Deutschland besitzt daher keine irgendwie ins Gewicht
fallenden militärisch ausgebildeten Reserven. Ietzt redet man

plötzlich von Abschaffung der Berufsarmee und Einführung
der Miliz. Ich habe die Empfindung, daß dies nur geschieht,
um am eigentlichen Kern des Problems vorbeizukommen.

Nicht die Frage der Wehrsysteme ist
entscheidend, sondern die Frage der Gleich-
berechtigung.

« Ist diese Frage entschieden, wird die Welt von selbst zu
einer vernünftigen allgemeinen Abrüstung kommen können.

Denn es wird doch niemand behaupten wollen, daß die Welt

etwa darunter leidet, daß Deutschland ein lächerlich kleines

Berufsheer und keine Miliz besitzt. Sie leidet darunter, daß
durch den Friedensvertrag von Versailles die Idee von

zweierlei Recht verewigt werden soll.
Diese unmögliche Aufteilung der Na-

tionen in Siegerstaaten und damit lebens-

berechtigte und in besiegte Nationen und

damit lebensminder berechtigte ist uner-

träglich, führt zu allgemeinem Mißtrauen
und infolge davon wieder zu einer Über-

spannung militärischer Rüstungen.
An sich ist es uns ganz gleich, welche Wehrsysteme die

anderen Nationen einzuführen gedenken. Unseretwegen ruhig
Berufsarmeen; aber nicht gleich ist es, ob eine Nation hundert-
tausend Mann ohne Reserven besitzt und eine andere mit ihren
Verbündeten für den Kriegsfall mehr als 12 Millionen. Und -

nicht gleich ist es, ob eine Nation vollständig technisch ent-

waffnet ist, während eine andere im Besitz der modernsten
Angriffswassen eine mehr als zehnfach überlegene Stellung
einnimmt.

Im Friedensvertrag von Versailles wurde uns auferlegt
abzurüsten, nicht, damit 13 Jahre später eine Diskussion über
Wehrsysteme stattfindet, sondern damit auch diesanderen Völker

abzurüsten in der Lage sind. Auf diese Abrüstung warten
wir nunmehr seit mehr als zehn Iahren.«

DiewirtschastlichenZiele der Keichsregierung
Von Da-. R. G. Quaatz

Das neue Reichskabinett ist nicht nach parlamsentarischen Grund-

sätzen gebildet werden, in dem man die Ministersessel nach der

Stärke der Partei verteilte, vielmehr lag dieser Kabinettsbildung,
so rasch sie erfolgt ist, doch sogleich ein konstruktiver Plan zugrunde.
So stand bezüglich der Wirtschaftspolitik von vornherein fest, daß
sie einer organischenzusammensassung bedürfe. Wie

war es bisher? Die an der Wirtschaft beteiligten Ressorts, Wirt-

schaftsministerium, Ernährungsministerium und iArbeitsministerium
fühlten sich in erster Linie zur Vertretung der Interessen berufen,
die in ihren besonderen Geschäftsbereich fielen. So wurden diese
Ministerien zu einer Art bürokratischerFestungen ausgebaut, aus

denen heraus sich ein scharfer Ressortkampf entwickelt hat. Dem-

gegenüber war vor allem sder Grundsatz »derEinheit der Wirtschafts-
politik fest zu begründen. Dies soll dadurch erreicht werden, daß
die bisher in .«der Frage der Handelspvlitik sichsscharf bekämpfenden
Ministerien, das Wirtschafts- und Ernährungsministerium, in der

Hand des Führers der Deutschnationalen Volkspartei, D-r. Hugen-
berg, vereinigt wurden. Aber die Gegensätzlichkeit zwischen diesen
beiden Msinisterien war nicht die einzige. Hinzu trat die unser
ganzes Staatsleben bisher maßgebend bestimmende Gegensätzlsichs
keit zwischen dem Reich und idem preußischen Staat. So zog
man die-weitere Folgerung, daß auch die entsprechenden Ministerien
in Preußen dem Reichswirtschaftsminister zu unterstellen seien, und

fügte dasKommissariat für die Osthilfe hinzu, in dem die bren-

nendsten Fragen zu lösen waren untd sind. Natürlich ist diese Zu-
sammenfassung nicht so gemeint, daß der leitende Minister etwa

alle laufenden Geschäfte in den verschiedenen Ressorts selbst führen
sollte oder müßte; es handelt sich vielmehr darum, die Arbeit dieser
Ressorts nach einem ein-heitlichen Wirtschaftsplane zu leiten. Wie

sehr es freilich in der Öffentlichkeit vorläufig noch an Verständnis
für diese Neuorsdnung fehlt, zeigt Idie ebenso groteske wie lächer-

- liche Wahllüge, daß diese Zusammenfassung geschehen sei, damit der

Minister ein vier- oder fünffachessMinistergehalt einstecken könne.
Die Gewähr dafür, daß dieser großzügige, an Bismarckische Tradi-

tion erinnernde Versuch einer Zusamenfassung gelingen wir-d, bietet

die Tatsache, daß Dr. Hugenberg die hervorragendsten Wirtschafts-
politiker seiner Partei, die ihm auch persönlich eng verbundenen

Herren Dr. Bang, szxn Wienbeck und v. Rohr als Mitarbeiter ge-
wonnen hat.

Was nun die Reformaufgaben betrifft, so war die dringendstse
die Rettung der östlichen Landwirtschaft.

«

Die Landwirtschaft in Ost-deutschland ist durch
die niederträchtige Grenzziehung und durch die Entfernung von den

wichtigsten Industriezentren an sich schon schwer benachteiligt.
Jahrelang fehlte es überhaupt an einem Zollschutz Erst allmählich
und zögernd wurde er seit dem Iahre 1925 eingeführt. Steuern und

Schubdzinsen belasteten die östlicheLandwirtschaft mit ihren schwie-
rigen Produktionsbedingungen besonders stark. Die Hilfsmaßnahmen,
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die seit einigen Jahren von der Reichsregierung eingeleitet wurden,
entbehrten eines einheitlichen Planes und konnten der steigenden
Not nicht wehren.

Das Agrarproiblem ist natürlich zunächst ein Teil der

allgem-einen deutschen Wirtschaftsnot. Aber diese wieder ist großen-
teils entstanden, zum mindesten aber wesentlich verstärkt worden

durch die Wsirtschaftspolitik, namentlich in der Zeit von 1918
bis 1925.

Deutschland hat auch nach der Stabilisierung der Währung, im

ganzen gesehen, einen gewaltigen Überschuß der Lebens-

m itteleinsuhr gehabt. Ein Einfuhrüberschuß an Lebensmitteln

ist aber nichts anderes als Einfuhr fremder Arbeit, welche die

deutsche Arbeit des deutschen Bauern verdrängt »hat und die un-

mittelbar die Ursache der Arbeitslosigkeit geworden»ist. Die Kauf-
kraft der Landwirtschaft wurde zerstört und damit eine Millionen-

zahl von städtischen Arbeitern außer Arbeit gesetzt.
Heute gilt es, einen Deich zu errichten, vder die deutsche Lands

»

wirtschaft vor der Vernichtung bewahrt. Auf dem Gebiete des

Körnerbaues ist es gelungen, den Einbruch des fremden Getreides

abzuwehren. Aber die landwsirtschaftlichen Produkte sind bis zu
einem sehr hohen Grade -austauschbar. Anders ausgedrückt: der

Einbruch der fremden Agrararbeit kann auf verschiedenem Wege
erfolgen, entweder durch Einfuhr von Getreide oder von Futter-
mitteln oder von Vieh oder von Produkten der Viehwirtschaft usw.
Umgekehrt ist beispielsweise unser Roggenbau darauf angewiesen,
daß ein erheblicher Teil vom Viehmarkt aufgenommen wird

(Schweinef«uttser),weil sonst eine Überproduktion entstehen muß.
Werden die-deutschen Schweine also durch ausländische Ware vom

Markt verdrängt, so gerät damit gleichzeitig der deutsche Körnerbau
wieder in Gefahr. So stark hängen die Dinge ineinander zusammen.
Es war deshalb geboten, jetzt auch den deutschen Markt vor der

Überschwemmungmit fremden Fetten und dergleichen zu bewahren.

Gegen diese Politik wird eingewendet, sie sei einseitig agrarisch,
sie wer-de die Lebenshaltung verteuern, damit die Preise der übrigen
Wirtschaft sin die Höhe treiben und den Außenhandel gefährden.
Demgegenüber ist zunächst die Frage auszuwerfen, ob es das Ziel
einer gesunden und gerechten Wirtschaftspolitik sein kann, die Preise
auf dem deutschen Viehmarkt auf einem Stande zu halten«der unter

der Hälfte der Friedenspreise liegt, während die übrigen Preise für
Fertigwaren im Durchschnitt süber dem Friedensftande liegen.
Müssen wir nicht vielmehr ein gerechtes Preisverhältnis zwischen
städtischen und länsdlichen Produkten herstellen und dafür sorgen,
daß das Preisgebäude nicht fortwährend gefährlichen spekulativen
Schwankungen ausgesetzt ist?

Das Mittel zur Erreichung dieser Ziele ist eine verständige
Handhabung der Außenhandelspolitik. Ihre Grundsätze

ergeben sich aus den reichen Erfahrungen der Vergangenheit. Alle

die Gründe nämlich, die man jetzt gegen die Politik des Schutzes
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der heimischen Arbeit anführt, hat man bereits vor mehr als fünfzig
Jahren gegenüber der Bismarckschen Steuers und Wirt-

s ch a f t s r e f o r m angeführt. Genau die gleichen Klagelieder
wurden angestimmt. Sie haben sich als völlig irrig erwiesen. Unter

dem Schutz der Bismarckschen Agrarpolitik hat sich die landwirtschaft-
liche Erzeugung verdoppelt und damit der Preis nach allgemeinen
Wirtschsaftsgesetzen nicht erhöht, sondern ermäßsigt. Mit der er-

starkten Landwirtschaft blühte die Industrie und namentlich der

Außenhanidel auf.
Unter dem bisherigen System, das sich bis zu der Parole ver-

stieg: ,,Nur der Export kann uns helfen« hat gerade der Außen-
handel einen furchtbaren Rückgang erfahren. Im Jahre 1929
machte unser Außenhandel (Einfuhr plus A.usfuhr) etwa 27 Mil-

liarden aus, sim Jahre 1952 nur noch etwa 10 Milliarden. Die

Ausfuhr fiel von 15,5 auf 5,7 Milliarden, um 53 v. H.! Sieht man

sich die Einfuhrziffern an, so gewinnt man ein recht trübes Bild

von der Verteilung der Einführwerte auf die ver-

schiedenen Warengruppen. Man sollte meinen, je
wenig-er iwir einführen könnten, desto mehr hätte sich die Einfuhr
auf die notwendigen Dinge konzentriert, nämlich auf die Rohstofse,
die wir nicht ism Jnlsande erzeugen können. Das ist aber keineswegs
der Fall, denn im Jahre 1929 führten wir für 7,2 Milliarden Roh-
stoffe und halbfertige Ware ein, während es im Jahre 1932 nur

noch 2,4 Milliarden, also ein Drittel, war. Ohne eine stärkereRoh-
stoffversorgung ist aber eine aufblühende Industrie, namentlich auch
an ein Aufblühen der Exportindustrie, nicht zu denken.

Damit stehen wir vor einem sehr schweren Problem, das wir

Deutschnatiionalen bereits vor dem Eintritt unseres Führers in die

Regierung in Angriff- genommen hatten. Das ist die Fesselung und

Bedrohung unserer Währung und Wirtschaft durch die Aus -

landsschulden. Es ist das eine Frage, die eigentlich einer

eingehenden und besonderen Behandlung bedürfte und deswegen hier
nur gestreift werden kann. Die Arbeitslosigkeit ist nämlich in ihrer
heutigen furchtbaren Höhe eine unmittelbare Folge der bisher ver-

folgten Schuldenpolitiik. Wir haben in zwei Jahren nicht weniger
als 7 Milliarden Handelsschulden an die ausländischen Gläubiger
zurückgezahlt, und das war nur dadurch möglich, daß die heimischen
Wirtschaftskredite auf das äußerste zusammengepreßt wurden. Die

unmittelbare Folge waren Kreditnot, Stillegungen,
A r b e i t s l o s i g k e i t. Heute haben wir noch immer eine Aus-

landsschuld von über 20 Milliarden, von denen über die Hälfte

Schulden mit kurzer Fälligkeit sind. Auslandsschulden müssen in

Gold oder Devisen gezahlt werden; wir sind aber nicht einmal mehr
in der Tage, den regelmäßigen Zinsendienst aufzubringen, geschweige
denn Kapital zurückzuzahlen. Wir müssen auch unbedingt einen

größeren Teil derjenigen Devifen, die wir mit unserer Ausfuhr ver-

dienen, für eine erhöhte Einfuhr notwendiger Rohstoffe reservieren,
wenn der deutsche Industrieapparat nicht zum Erliegen kommen soll.
Außerdem aber leidet die kleine und mittlere Industrie sowie der

gewerbliche Mittelstand unter einer höchstgefährlichen K apitals
und Kreditnot. Wir können also nicht, nur um die aus-

ländischenGläubiger noch eine Zeitlang befriedigen zu können, das

deutsche Wirtschaftssterben wieder angehen lassen. Im Gegenteil.
Wir müssen mehr deutsche Menschen wieder in Arbeit und Brot

bringen, und dazu brauchen wir Kapital und Kredit. Auch die

Staatsfinanzen hängen davon ab; denn wenn die Arbeits-

losigkeit bleibt oder gar noch gesteigert wird, wenn nicht umgekehrt
die Steuereinnahmen wieder besser fließen, so ist der öffentliche
Haushalt in Reich, Ländern und Gemeinden nicht zu sichern.

Man sieht, wie sich auf dem Gebiete der Wirtschaftspolitik das

alte Gesetz bewahrheitet, daß das Geschick jedes Volkes auch auf
wirtschaftlichem Gebiet von außen her bestimmt wird. Zinsnot und

Kapitalnot in Deutschland sind eine Folge der bisher betriebenen

Schuldenpolitik. Sie können nur behosben werden, wenn wir auch
hier einen Deich errichten, hinter dessen Schutz die Wirtschaft sich

wieder emporarbeiten kann.

Mit der Lösung dieser Aufgabe muß die N e u o r sd n u n g u n -

seres Kreditwesens Hand in Hand gehen. Die Zentralisas
tion unseres Bankwesens in Berlin, wie sie unter dem Kabinett

Brüning erfolgt ist, wir-d in den verschiedenen deutschen Wirtschafts-
gebieten schwer empfunden. Namentlich der M itte l st an d

,
unter

dem ich die kleinere Industrie mitbegreife, führt sehr lebhafte
Klagen. Allgemein tritt der Wunsch und das Bedürfnis hervor, daß
wieder selbständigeProvinzbanken und Bankiers entstehen, die den

persönlichen und örtlichen Verhältnissen näherstehen, als es ein

System großer Zentralbanken naturgemäß kann.

Das scheinen mir einige der wesentlichen Punkte der kommen-

den Wirtschaftsreform. Es ist nicht möglich, im Rahmen eines

knappen Aufsatzes auf die notwendigen und großenteils bereits in

Angriff genommenen Arbeiten im einzelnen einzugehen. Es sollten
hier nur einige Grundgedanken gezeigt werden, die für das Reform-
werk-maßgebend sind.

Die Organisationder preußischenKnllugverwaliungeinst nnd ietzt
Von Ministerialrat Dr. von Staa

Bei allen Organisationsformen des menschlichen Lebens —- sei
es der Staat, die Kirche; die Wirtschaft oder was immer — kommt

es ohne Zweifel in erster Linie nicht auf die Organisation, sondern
auf das Eigentliche an: auf den Gehalt, den Willen, die Idee und

ihre Träger, die Menschen; aber es kommt auch auf die Organi-
sation an. Das gilt auch für ein so wesentlich im Geistigen wur-

zelndes Gebilde, wie es eine Kultusverwaltung ist; um die Dinge
der Kultur, um Erziehung und Unterricht, Wissenschaft und For-
schung, um Kirche und um Kunst steht es besser, wenn sie ein-

wandfrei verwaltet werden, —- soweit, bei aller gebotenen Behuts
samkeit, «Verwaltung« überhaupt möglich ist.

Es war daher, ähnlich wie in allen anderen Ressorts, besonders
in der Kultusverwaltung für die durch Amt oder Neigung zu ihr
geführten Staatsdiener oft geradezu eine Herzensangelegenheit, an

der Gestaltung der jeweils geeignetsten Organisationsform mitzu-
wirken. Und wenn jetzt in Auswirkung der zur Verwaltungs-
vereinfachung und sverbilligung angeordneten Maßnahmen wieder
einmal eine durchgreifende Umordnung des preußischen Kultus-

ministeriums durchgeführt worden ist, so ist es zu ihrem Ver-

ständnis angebracht, zunächst einen Blick auf die früheren Formen
dieser Verwaltung zu werfen, vor allem auf diejenigen, die bei ihrer
Begründung gefunden worden waren. Denn es ist doch so: wenn

man das Auge von der Tagespolitik weg hinwendet auf vergleich-
bare Perioden früheren Geschehens, dann nimmt man ihr nicht nur

den Stachel der Aktualität, sondern schärft zugleich den Blick für
die wesentliche Aufgabe der Gegenwart; für die Aufgabe, deren

Lösung im Ablauf der Geschichte als notwendig bestehen kann.

Die ersten Anfänge einer eigenen preußischen Kultusverwals

tung liegen ungefähr 200 Jahre zurück: im Jahre 1736 wurde im

,,Geheimen Rat« —- wie damals das Gesamtministerium genannt
wurde — ein besonderes Departement der geistlichen Sachen ge-

schaffen, und zwei Jahre später wurde der erste Minister allein

für geistliche Angelegenheiten ernannt. Hier liegen die Ursprünge
der auch heute noch bezeichnenderweise Kultusministerium ge-
nannten Verwaltung; der Name hat die verschiedenen anders-

artigen offiziellen Bezeichnungen, wie z. B. »Ministerium der

Geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten«oder sdie jetzige »Mi-
nisterium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung«, überdauert.

Zu den geistlichen Behörden traten später besondere unterrichtliche,
so 1747 das Oberkuratorium der Universitäten und 1787 das Ober-

schulkollegium; aber ein wirklich neuer Abschnitt begann erst dann,.
als 1808 nach idem Plan Steins, den er zuerst in der Nassauer Denk-

schrift von 1807 entwickelt hatte, fünf Fachministerien gebildet
wurden, nämlich für Auswärtiges, für Jnneres, für Finanzen,
für Iutiz und für Krieg. Die kulturellen Aufgaben fanden bei

dieser inteilung ihren Platz im Innenministerium, und zwar gab
es innerhalb der dortigen sieben Sektionen je eine für Kultus und

für öffentlichenUnterricht; außerdem bestand daneben die Medizinals
sektion. Man strebte aber schon damals eine möglichstweitgehende
Zusammenfassung der Kultusangelegenheiten in einer Hand an:

bezeichnend ist, daß Wilhelm von Humboldt in den Jahren 1809
und 1810 The der beiden Sektionen gleichzeitig war. Schon unter

ihm und glei nach seinem Abgang wurde die Verselbständigung
der Kultussektionen eingehend erwogen, und wenn sie später auch
in kanderer Form kam, als Humboldt es angestrebt hatte, so kann

doch kein Zweifel darüber sein, daß — um eine ormulierung
Sprangers zu übernehmen

— in Wilhelm von Humbo dt der ideelle

Begründer des preußischenKultusministeriums zu erblicken ist.
Der mächtige politische Impuls des Freiherrn vom Stein

legte den Grund zu dem in feiner klaren Konstruktion imponierens
den Gebäude der damaligen Verwaltungsreform Die Gelehrten-
natur des Staatsmannes Wilhelm von H umb oldt wies mit ent-

69



'

Ver Heimaibieust

fcheidender Bestimmtheit die Wege zur neuen staatlichen Kultur-

politik, wobei für ihn-mehr die Gewinnung von geeigneten Männern
als die Findung des besten Systems einer Geschäftseinteilung im

Vordergrunde stand. Der Staatskanzler von H ar d e nb e rg förderte
das Bildungswesen Preußens mit geradezu überraschender Teil-

nahme auch an einzelnen Fragen. Sein Gesicht erhielt das Mini-

sterium aber erst durch die unermüdliche, von tiefstem Verständnis
getragen-e Wirksamkeit eines Mannes, der den Wissenden bekannt

war und ist, dessen Name aber auch heute, oder gerade heute, wieder
in der weiteren Oxsentlichkeit

bekannt zu werden verdient: es ist
der Freiherr von ltenstein. Seine umfangreiche Denkschrift
von 1816 über die Umwandlung der Ministerien lag der Organisation
des Ministeriums hauptsächlichzugrunde, wenn auch daneben eine
neue Denkschrift Humboldts aus dem gleichen Jahre mitspielte.
Und als dann am 18. Oktober 1817 durch· Abtrennung der ge-

znannten drei Sektionen des Jnnenministeriums das Preußischev
Ministerium der Geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen-
heiten geschaffen wurde, da handelte es sich hierbei aus mehreren
Gründen um eine eminent politische Tat: es ist zweifellos mehr
als ein zusälli es Zusammentreffen, daß ungefähr zwei Wochen
vorher das Burschenfestauf der Wartburg den Brand in der studen-
tischen Jugend entfacht hatte; das Fest, das gefeiert wurde zum

vGedenken der Reformation, die aber politisch verstanden wurde,
und zum Gedenken der Schlacht bei Leipzig. Die wichtigsten Pro-

— bleme der Zeit konzentrierten sich in dem neuen Ministerium, das

in hingebender Arbeit, die unterstützt wurde von Männern
wie Nicolovius, Süvern und Johannes Schulze, von Altenstein
bis 1840 geleitet wurden. Von den drei Abteilungen umfaßtedie
erste sdie gesamten geistlichen Angelenheitenz die zweite»die für
öffentlichen Unterricht, auch die Angelegenheiten der Wissenschaft
und der Kunst; die dritte das gesamte Medizinalwesen. Das letztere
interessiert in diesem Zusammenhang weniger; es wurde 19»10dem

Ministerium des Jnnern überwiesen, 1919 dem neubegründeten
Ministerium für Volkswohlfahrt und nach der kürzlicherfolgtenAuf-
lösung dieses Ministeriums wiederum dem Jnnenministerium

Die einfache Anfangslösung wurde im Taufe des 19.-Jahr-
hunderts verlassen. Hin und her gingen kleinere Teilreformenz so
bestand von 1841 bis 1871 eine besondere Abteilung für katholische
Kirchenangelegenheiten. Jn der Hand Friedrich Althoffsz der· vor

50 Jahren in das Ministerium eintrat und ihm für ein Vierteljahr-
hundert seinen Stempel ausdrückte, waren zeitweise Wissenschaft,
Kunst, höhere Schulen und Mädchenschulenvereinigt. Zu Anfang

. dieses Jahrhunderts war die Kunst eine Zeitlang auch von dem

Direktor der Geistlichen Abteilung betreut. Eine eigene Kunst-
abteilung wurde überhaupt erst 1907 eingerichtet. So waren bis

1910 durch die verschiedenen Abspaltungen neuer Abteilungen aus

den ehemals drei Abteilungen bereits sieben geworden.
Die hier schon zu bemerkende Tendenz zur Ausdehnung ver-

stärkte sich nach dem Kriege entsprechend der allerorten zu beob-
achten-den Entwicklung bis zur Aufblähung. Bis vor kurzem be-

standen im Kultusministerium nicht weniger als zehn Abteilungen,
die zum Teil allerdings nicht von eigenen Ministerialdirektoren, son-
dern vom Staatssekretärdes Ministeriums oder von dem Ministerial-
direktor einer Hauptabteilung geleitet wurden. Es waren die

Zentralabteilung, in der vornehmlich die Personalien der Beamten
des Ministeriums bearbeitet wurden, die Abteilungen A iund B für
allgemeine Verwaltungsangelegenheiten und die Personalien des

Ministeriums, die Abteilung F für Stiftungsfonds, die Abteilung G

für Angelegenheiten der christlichen Kirchen, der Juden und der

Sekten, die drei eigentlichen Unterrichtsabteilungen, nämlich U’- I

für Universitäten, Technische Hochschulen und allgemeine Förde-
rung der Wissenschaft, U II für höheres Schulwesen, U IIII für
Volksschulwesen, schließlichdie drei Abteilungen für Kunst,lfür Volks-
hochschulen und Volksbüchereiwesen, sowie für Leibesübunigen und

. körperlicheErziehung. Nach Kriegen, und zwar nach glücklichwie

nach unglücklich verlaufenen, treten stets besondere starke Tendenzen
zu Verwaltungsreformen auf; so nach 1806,, nach 1815, nach 1871 —-

damals besonders im Bereich der inneren Verwaltung — und auch
heute wieder. Durch die jetzige Verwaltungsreform sind jene zehn
Abteilung-en auf vier verringert worden, nämlich die entral-

abteilung, die Geistliche Abteilung, die Abteilung für Wis enfchaft
und Kunst und die Abteilung für Unterricht und Erziehung. Man

ist also zu den Anfängen zurück-gekehrt.
Ähnliches gilt auch für das Personal. Jn diesem Zusammen-

hang sind die Gefamtzahlen der Abteilungsleiter und Referenten in

verschiedenen Vergleichsjahren seit der Gründung des Ministeriums
von Interesse. 1817 begann das Ministerium mit zwei Direktoren,
einem für die Medizinalasbteilung und einem für die beiden Ab-
teilungen für Geistliche und Unterrichtsangele«genheiten.Die Zahl
der Referenten betrug zunächst 17, nach einem Jahre bereits 20,

wozu noch Hilfsarbeiter hinzukame·n. 1917 waren, außer dem Chef-
und dem Staatssekretär, vorhanden: 6 Direktoren und Dirigenten,
28 Vortragende Räte, 11 Referenten in Hilfsarbeiterstellen, zu-
sammen 45. Jm Staatshaushalt für 1932 standen 5 Ministerial-
direktoren, 1 Dirigent, 54 Ministerialräte und 22 sonstige Referen-
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ten und Hilfsarbeiter, zusammen also 62. Rach der Reuordnung
sind in Zukunft wiederum nur 46 höhere Beamte vorhanden, näm-
lich lediglich Z Direktoren, Z Dirigenten, ZZ Ministerialräte sowie
7 sonstige Referenten, darunter 2 Hilfsarbeiter. Die Zahl der

höheren Beamten ist also gegenüber dem Jahre 1917 nur um einen

gestiegen, obwohl die verschiedensten und umfangreichsten Sachgebiete
«schonim Laufe der Zeit, dann aber und vor allem auch durch die

.. jetzige Reform neu in den Arbeitsbereich des Ministeriums über-

ührt worden-sind. Die Stellenzahl der gesamte n Beamten- und

ngestelltenschaft des Ministeriums sinkt von 294 auf 260.- Jm
ganzen also werden 34 Kräfte weniger vorhanden sein, darunter
16 höhere. Die Gesamtzahl aller Kräfte, zusammengerechnet, ist
vermindert um rund 12 v. H., die der höheren Beamten insgesamt
um rund 25 v. H.; ein Prozentsatz, der sich noch wesentlich ver-

größert, wenn man die Kategorie der Referenten allein betrachtet.
Dabei fällt eine Reihe von Haushaltsstellen nach dem Ausscheiden
der jetzigen Jnhaber auch noch fort; es handelt sich da um im

ganzen weitere 5 planmäßige Stellen.
Dieser scharfen Zusammenlegung des Personals steht eine

wesentliche Ausweitung des Geschäftsbereichs gegenüber; denn die

Ministerien für Volkswohlfahrt, für Handel und Gewerbe, für
Landwirtschaft sowie das Jnnenministerium haben große Arbeits-
gebiete abgegeben. Hiernach sieht die Geschäftsverteilung des

s

Kultusmini-’teriums jetzt folgendermaßen aus, wobei natürlich nur-

die wichtigsten Gebiete genannt werden können.
Die Zentralabteilung umfaßt die allgemeinen An-

gelegenheiten, insbesondere die Personal- und Hausverwaltung des

Ministeriums, Organisationsfragen, Staatshaushaltsplan, die be-

sonderen Kulturfragen in den Grenzgebieten des Ostens, des Nordens
und des Westens und den Minderheitenschutz Angegliedert ist der

Zentralabteilung noch die Pressestelle des Ministeriums.
Jn der Geistlichen Abteilung werden sämtliche An-

gelegenheiten der evangelischen und der katholischen Kirche, der
Juden und der sonstigen Religionsgemeinschaften bearbeitet. Jhr
liegt lauch die besondere Fürsorge für die kirchlichen Bauten und
Denkmale ob.

Zur Abteilung für Wissenschaft und Kunst gehören
unter anderem alle Angelegenheiten der Universitäten, der Tech-
nischen, Tand-wirtschaftlichem Tierärztlichen und Handelshochfchulen;
weiterhin das wissenschaftliche Bibliothekswesen, die Akademie der

Wissenschaften, die zahlreichen wissenschaftlichen Anstalten und Jn-

stituteaußerhalb der Hochschulen, die Pflege der Auslands-
eziehungen, die ceibesübungen und die Jugendpflege. Diese An-·

gelegenheiten gehören zu der Sparte der W i s se n s ch aft, der bis-
herigen Abteilung UI.« Durch die jetzige Reform ist die Sparte «der
Kunst, der bisherigen Abteilung UIV, als eigene Unterabteilung
neben die Wissenschaft gestellt und dadurch herausgehoben worden,
daß für sie die Stelle eines besonderen Ministerialdirigenten ge-
schaffen wurde. Sie umfaßt die Pflege der bildenden Kunst ein-

schließlich der Akademie der Künste und der Kunsthochschulen und

Kunstschulen,die Museumsverwaltung, die Verwaltung der staat-
lichen Schlösserund Gärten, das Theaterwesen, die Musikpsiege ein-
schließlich der Musikhochschulen und der Akademie für Kirchen- und

Schulmusik, die Angelegenheiten des Schrifttums, des Rundfunks
und sdes Lichtspiel-wesens. Hierher gehören erner die Pflege von

Kunstdenkmälern,die Fragen des Heimats utzes und das Aus-

grabungswesen.
Auch die Abteilung für Unterricht und Erziehung ist

aus zwei früheren selbständigen Abteilungen verschmolzen; aus der

für höheres Schubwesen, bis-her UII, und der für Volksschulen und
Mittlere Schulen, bisher Uml. Die neue Gesamtabteilung, die von

einem Ministerialdirektor geleitet wird und derferner noch zwei
Ministerial-dirigenten angehören, umfaßt außer .-den Höheren, den
Volks- und den Mittleren Schulen noch eine ganze Reihe von be-
onderen Schul- und Erziehungseinrichtungen, so 1die Pädagogischen
kademien, die Volks- und die Bauernhochschulen, das Volks-
büchereiwesen,die Tändlichen Fortbildungsschulen, das Blinden-
und das Taubstummenschulwesen, die Waisenhäuser, das Privat-
schulwesen, die Mädchen-, Haushaltungsi und Sozialen Frauen-
schulen sowie die Kindergärten.

Jede Zeit hat ihre Formen; dies ist die neue Organisations-
form des Preußischen Kultusministeriums im einzelnen. Jhre
Wirksamkeit kann nur die Zukunft erweisen. Jedenfalls darf nie
vergessen werden, daß die Form nicht das Entscheidende ist.
Nirgendwo mehr als für eine Kultusverwaltung gelten die klugen
Sätze, die Altenstein in seiner späteren Denkschrift von 1819
»Über den Zusammenhang des Kultusministeriums mit der ge-
samten Staatsverwaltung« niederschrieb: »Jn keinem Departement
läßt sich wohl weniger durch positive Anordnungen wirken. Es
läßt sich ein Ziel erfassen, und es lassen sich die Bedingungen zu
dessen Erreichung angeben, allein der Erfolg hängt manni faltig
von unberechenbaren Bedingungen ab. Alles beschränkt si bei-
nahe bloß auf Anregung geistiger Kräfte, auf ein ftetes Verfolgen
ihrer Gestaltung und Wirkung und auf das Ergreifen weiterer
Maßregeln hiernach.«
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Die Neuoraanisieruna der Kleinen Entente
Von Dr. Franz Anton Widmayr

»

Als die Kleine Entente im Iahre 1920 zustande kam,
hatte sie eines eindeutige Zweckbestimmung: die Aufrecht-
erhaltung der Friedensdiktate und vor allem des durch sie
geschaffenenpolitischen Zustandes im Donauraum. Damals

richtete sich ihr Ziel fast ausschließlich gegen Ungarn. Mit
der zunehmenden militärischen Aufrüstung ihrer Mitglied-
staaten und der Isolierung Ungarns schwand allmählich die
akute Gefahr einer Grenzrevision, und die Kleine Entente

beteiligte sich immer mehr an den Entscheidungen der großen
Politik, wie wir wissen, sehr oft auch gegen Deutschland.
Es ist nicht zu leugnen, daß sie zeitweilig größeren Einfluß
besaß, als ihr eigentlich zukam — dank ihrer sehr engen Zu-
sammenarbeit mit Frankreich und auch der Geschicklichkeit
des Dr. Benesch, dem schon durch seine ununterbrochene
Ministerschaft die Führung zugefallen war. In dem Maße
aber, wie sie ihr ursprüngliches Ziel aus den Augen verlor
und sich in die große Politik mischte, nahm auch ihre Be-

deutung ab, weil ihre auseinanderstrebenden Interessen
immer stärker zum Vorschein kamen und ein einheitliches
Vorgehen erschwerten. Auch als Ungarn bei Italien enge
Anlehnung suchte und fand,
konnte die- Kleine Entente

ihre geschlossene Solidarität
nicht wiederherstellen, und

alle Bestrebungen des Herrn
Benesch nach dieser Richtung
blieben erfolglos. Auch von

seiten ihres französischenPro-
tektors wurden ihr manche
Enttäuschungen bereitet; sie F
fand nicht mehr die volle

wirtschaftliche und finanzielle
Unterstützung Frankreichs, ja
es wurden in dem letzten Iahr
manche wichtigen Entschei-
dungen ohne ihre Mitwirkung
getroffen, so u. a. in der Frage
der Reparationen und der

Gleichberechtigung Anderer-

seits wuchs die revisionistische
Welle. Nicht nur Ungarn,

« sondern auch Italien forderte
nunmehr offen die Revision,
und selbst in Frankreich
fanden. sich Politiker, die

ernstlich dafür eintraten.

Die Erfahrungen der letzten Zeit hatten die Kleine

Entente mißtrauisch gemacht. So wie sie in anderen

Fragen von den Großmächten vor vollendete Tatsachen
gestellt worden war, könnte sie nicht eines Tages auch

hinsichtlich der Revision in die gleiche Lage versetzt
werden? Die Presse dieser Ländern verhehlte nicht ihre

starke Beunruhigung und Sorge um die Zukunft. Die Zeit
.

,

war jedenfalls einem neuen Versuch Beneschs günstig, der-
»

Kleinen Entente wieder Leben einzuflößen und seine Lieb-

lingsidee zu verwirklichen, ihr durch eine straffere Organi-
sation die fehlende Geschlossenheit zu geben. Und diesmal

fand er in Rumänien und Iugoslawien willigere Ohren,
denn beide Länder waren nicht nur angesichts ihrer unklaren

Beziehungen, insbesondere zu Rußland bzw. zu Italien,
sondern auch infolge ihrer innerpolitischen Entwicklung
seinen Wünschen inzwischen fügsamer geworden.

Aus diesen Zusammenhängen erklärt sich die gewisser-
maßen letzte Kraftanstrengung, die die Kleine Entente zur
Geltendmachung ihres Einflusses macht und die ihren Aus-
druck in den Genfer Beschlüssenihrer Außenminister findet.
In einem Kommuniquö wird der Abschluß einer Konvention
der drei« Staaten (Tschechoslowakei, Rumänien und Iugo-
slawien) angekündigt, in der Maßnahmen organisatorischer,
politischer und wirtschaftlicher Art vorgesehen sind, um der

Kleinen Entente eine feste und einheitliche Grundlage zu
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geben. Es wird ein aus den drei Außenministern bestehen-
der ständiger Rat geschaffen, dem zur Unterstützung ein stän-
diges Sekretariat und ein Wirtschaftsrat beigegeben sind.
Die Politik der Kleinen Entente soll so vereinheitlicht wer-

den, daß hinfort alle Verträge der Staaten oder auch jede
Änderung der politischen Lage eines dieser Staaten gegenüber
dritten Staaten sowie alle wirtschaftlichen Abmachungen der

Zustimmung des Rates der Kleinen Entente bedürfen. Auch
die bestehenden Verträge sollen allmählich vereinheitlicht
werden. Die Bündnisverträge innerhalb der Kleinen En-

tente sollen für unbestimmte Zeit erneuert werden. Die

Abmachungen umfassen ferner wichtige Gebiete der Verkehrs-,
Wirtschafts- und Währungspolitik. Die Konvention soll nach

Ratifizierung in Kraft treten»
Beim ersten Anblick drängt sich einem der Eindruck auf,

daß es sich hier um eine kühne Konzeption handelt. Über alle

bestehenden tiefen politischen und wirtschaftlichen Gegensätze
hinweg sollen die drei Staaten zu einer internationalen

Organisation umgestaltet werden, die es ihr gestattet, in Zu-
kunft als Einheit aufzutretem Immerhin eine beachtens-

werte Ideel Aber bei nähe-
rer Prüfung der politischen
und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten melden sich allerlei

Zweifel, daß die Idee auch
wirklich in die Tat umgesetzt
werden könne. Wie ist aus
die Dauer das Interesse der

beiden slawischen Staaten
mit dem des lateinischen Ru-
mäniens vereinbar? Die Be-

ziehungen zu Rußland und zu
Italien werden wohl kaum

jemals auf einen gleichen
Renner für alle drei Staaten

gebracht werden können. Ra-
türlich wird es insbesondere

.Tgm«me« angesichts akuterer Gefahren
·

möglich sein, die außenpolis
O

. tischenGegensätzezeitweilig zu

damit verbundenen Schwierig-
keiten werden die Kleine
Entente nicht stärker machen.
Schließlich wird die politische

. Zusammenarbeit wie bis-

her auf das eine J große- Ziel konzentrierent die Ver-

teidigung der Friedensdiktatez denn das ist die ver-

meintliche große Lebensfrage, in der sich alle drei Staaten

einig sind.
«

Roch weniger Erfolg verspricht jedoch die wirtschaftliche
Zusammenarbeit. Sie muß an der Tatsache scheitern, daß
die Tschechoslowakei, selbst ein halber Agrarstaat, nicht im-

stande ist, die agrarischen ÜberschüsseRumäniens und Iugo-
slawiens bei sich aufzunehmen. Infolgedessen können auch diese
letzteren den tschechoslowakischen Industrieerzeugnissen keine

einseitige vorzugsweise Einfuhr gewähren, weil sie ihre Er-

zeugnisse in anderen Ländern unterbringen und daher auf
diese Rücksicht nehmen müssen. Wenn die wirtschaftliche
Struktur einen wirt chaftlichen Block dieser Länder zulassen
würde, so hätte ihn err Benesch im Verein mit seinen fran-
zösischenFreunden schon längst geschaffen. Solche Versuche
werden heute aber, wo deren politische Absichten so eindeutig
zutage treten, erst recht auf die entschiedenste Ablehnung ge-
rade auch derjenigen Länder stoßen müssen, ohne deren Zu-
stimmung sie von vornherein aussichtslos sind. So besteht
aber die Gefahr, daß derartige Bestrebungen nur zum wirt-

schaftlichen Kampf herausfordern und nicht die herbeigesehnte
Gesundung der Verhältnisse herbeiführen.

Von nicht erheblicher Bedeutung ist die Frage, ob dieses
neue politische Gebilde mit Wissen und UnterstützungFrank-

.?l

Tit-net

überbrücken. Aber gerade die .«
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reichs zustande gekommen ist, denn so viel ist gewiß, daß sich
Frankreich auch dieses Instruments in seiner politik weit-

gehend bedienen wird. Ebenso ist es ziemlich gleichgültig-
ob sich der neue Staatenbund gegen Ungarn oder Italien
oder gegen irgendeinen anderen Staat richtet. Iedenfalls
stellt sich die Umbildung der Kleinen Entente, wie sie durch
die Genfer Beschlüsse in Aussicht genommen ist, im wesent-
lichen als eine ausgesprochene Kampforganisation dar, die
eine Front gegen alle, die nicht eines Willens mit der

Kleinen Entente sind, aufrichten möchte. Sie wird daher
nicht der angeblichen ,,Organisierung des Friedens« dienen,
sondern nur noch mehr Unruhe in das unruhige Europa
bringen. Denn indem sie den Unterschied zwischen Siegern
und Besiegten verewigen möchte, wird sie nur um so
entschlossenere Gegenwehr finden. Gerade von diesem Ge-

sichtspunkte aus gesehen wäre es besser gewesen, wenn die
Kleine Entente andere Wege zur Erhaltung des Friedens ge-
gangen ware.

MißglückterBorsioß gegen Osterreich
Durch irgendwelche Angebereien, die zweifellos auf die Kleine

Entente, insbesondere die Tschechoslowakei, zurückzuführen sind, hat
die Offentlichkeit davon erfahren, daß von Italien Waffen-
transporte nach Osterreich gekommen sind. Es handelt sich dabei
um etwa 50 000 Geweihre und 200 Maschinengewehre, die den

Italienern nach der Auflösung der österreichischsungarischenArmee
in die Hände gefallen waren, nun in den Fabriken von Hirten-
berg und Steyr repariert und dann angeblich nach Ungarn weiter-

befördert werden sollten. Diesen Vorfall hat die Kleine Entente

benutzt, ein regelrechtes Kesseltreiben gegen Österreich zu ver-

anstalten,, wobei sie nicht nur von der presse, sondern äuch von

den amtlichen Stellen Frankreichs nach-drücklichstUnterstützt wor-

den ist. Es ist gegen Osterreich der Vorwurf erhoben worden,
daß es gegen die Bestimmungen des Friedensdiktates von

St. Germain Waffenfabriken unterhalte und den Transport von

Waffen zugelassen habe. Von österreichischerSeite ist dazu erklärt
worden, daß es sich bei den Gewehren um ganz geringfügige Repa-
raturen handle, die in jeder Fabrik vorgenommen werden könnten

und keine technische Einrichtung einer Waffenfabrik zur Voraus-

setzung hätten. Die österreichischeRegierung selbst habe von diesen
Waffentransporten keine Kenntnis gehabt, sondern es seien damit

nur die zuständigen Finanz- und Zollbehörden befaßt gewesen.
Im übrigen seien nach den Bestimmungen des Friedens-diktates
derartige Transporte nicht verboten. Diese Erklärungen haben die

Kleine Entente und auch ihren französischen protektor nicht be-

friedigt. Es kam ihnen ja auch nicht darauf an, diese Affäre
in freundschaftlicher Weise beizulegen, sondern sie zu einer großen
politischen Aktion aufzubauschen. Dazu schien die Gelegenheit um

so günstiger zu sein, als man das schwache und wehrlose Österreich
in der heftigsten Weise angreifen konnte, dabei aber den stärkeren
Gegner meinte, an den man sich doch nicht recht heranwagte. Man
kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß es sich hierbei um ein

allerdings verunglücktes Debut der Kleinen Entente in ihrem neuen

. Gewande handelt. Nur so findet die Note eine gewisse Erklärung,
nicht Entschuldigung, die der französische»und sonderbarerweise auch
der englische Gesandte der österreichischenRegierung am It. Februar
d. I. übergaben und worin in verletzen-der und ultimativer Form
die Rückbeförderung der Waffen an den Absender und bei Ver-

weigerung der Zurücknahme ihre Zerstörung gefordert wird. Es
wir-d ferner eine strenge Untersuchung über etwa schon nach Ungarn
beförderte Waffen verlangt und, was wohl in der Geschichte einzig

«

dasteht, es werden auch Beweise für die Erfüllung dieser Forde-
rungen und sogar eine eidesstattliche Versicherung der Regierung
selsbst gefordert. Zur Durchführung all dieser Forderungen wivd

eine Frist von zwei Wochen festgesetzt.

Durch eine große italienische Zeitung ist dieses Dokument der

Offentlichkeit bekanntgegeben worden. Allem Anschein nach war be-

absichtigt, es geheimzuhalten, weil man sich wohl auch «an seiten
der Urheber der Ungeheuerlichkeit, die es darstellt, durchaus bewußt
war. So hat denn auch die Note überall, wo das Gefühl für

Recht und Gerechtigkeitauch in der politik nicht verlorengegangen
ist, große Empörunghervorgerufen. Es ist unbegreiflich, wie

gerade Frankreich, das trotz kseiner moralischen und rechtlichen
Verpflichtungen bisher noch nichts zur militärischsenAbrüstung bei-

getragen, sondern im Gegenteil, nicht nur sich selbst, sondern aüch
seine Verbündeten in einem ungeheuerlichen Maße ausgerüstet hat,
und das die ungezählten Waffenlieferungen der Tschechoslowakei
niemals irgendwie beanstandet hat, sich das Recht dazu anmaßt,
dem völlig abgerüsteten Osterreich, dessen Friedenswillen außer
allem Zweifel steht, solche Zumutungen zu stellen. Die Note ist
ein bedauerlicher Rückfall in die Zeit kurz nach dem Kriege und

steht, nach Form und Inhalt, in keinem Verhältnis zu der an

sich geringfügigen Angelegenheit. Für Osterreich handelt es sich
dabei zweifellos um einen rein geschäftlichenVorgang, von dem
es sich einen Nutzen versprach. Wenn sich nun die Rote auch
auf das Friedensdiktat bezieht, so ist es sicherlich ein Mißbrauch
der an sich harten Bestimmungen, wenn man ein Lan-d wie Oster-
reich auf diese Weise auch«wirtschaftlich schädigen will. Osterreich
hat die belesidigende Behandlung mit Recht zurückgewiesen und
kann mit Stolz darauf hinweisen, daß es in dieser Sache nicht nur

die Sympathien der deutschen Volksgenossen, sondern der ganzen
Welt auf seiner Seite hat. Aber auch in England und Frankreich
scheint man über das Echo, das diese Note in der Welt gefunden
hat, aufs peinlichste betroffen zu sein. Nach verschiedenen be-
ruhigenden Erklärungen haben der französische und englische Ge-

sandte den österreichischenBundeskanzler wissen lassen, daß die
Note nicht so unfreundlich gemeint sei. Inzwischen hat der eng-
lische Außenminister im Unterhaus erklärt, daß Italien zur

Zurücknahmeder Waffen bereit fei, womit er die Angelegenheit
als erledigt ansehe. Nachdem also Engl-and und Frankreich sich
plotzlicheines Besseren besonnen haben und von der Rote abgerürkt
sind,wird die Affäre voraus-sichtlich bald eine endgültige Beilegung
finden. Daran wivd auch die Opposition der Kleinen Entente und
das ungeschickt-e persönliche Vorgehen des Generaldirektors der

Bundesbahnen, der inzwischen versucht hat, das Geschäft für sein
Institut weiter auszunutzen, wohl kaum noch etwas ändern können.
Die österreichischeRegierung wird auf die Note überhaupt nicht
mehr antworten, sondern den französischenund englischen Gesandten
nur seinerzeit mündlich davon verständigen,daß die Rückbeförderung
der Waffen nach Italien erfolgt sei. Damit hat sich der Rechts-
standpunkt, den die österreichischeRegierung von vornherein vertreten

hatte, voll durchgesetzt.
Es ist sicher-lich kein Zufall, daß diese Affäre Hirtenberg

gerade in die Zeit fällt, wo in Genf über die Gleichberechtigung
verhandelt wird und die Kleine Entente neue großzügige Pläne
schmiedet. Man wollte Osterreich zeigen, daß es sein Heil nur

bei der Kleinen Entente, anderswo nur sein Unheil finden kann.

»Über.die tatsächliche Wirkung ihres Vorgehens aber werden sich
inzwischenauch die Drahtzieher hinlänglich bewußt geworden sein.
Osterreich wird hinfort seinen falschen Freunden gegenüber noch
mehr als bisher auf der Hut sein.

Nationale Bauernpolitik-
Man wird den Bemühungen um Wiederaufrichtung der

deutschenLandwirtschaft nicht gerecht, wenn man sie unter anderem
als dem leitenden Gesichtspunkt sieht: Agrarpolitik muß in

Deutschland Bauernpolitik sein. Von sder Gesamtzahl aller

landwirtschaftlichen Betriebe in Höhe von 5,1 Millionen sind über
5 Millionen Bauernbetriebe in einer Größenklasse von unter
200 Hektor. Die wichtigsten Erzeugnisse bäuerlicher Wirtschaft sind
die der Viehzucht. Daher sind die Bauernbetriebe besonders stark
an der preisgestaltung tierischer Erzeugnisse
interessiert. Nach den Ermittlungen des Deutschen Landwirtschaftss

·

rats stammen in den bäuerlichen Betrieben 28—45 v.H. der Ein-

nahmen aus dem Verkauf von Ackererzeugnissen, 54——69 v.H. der

Einnahmen aus der Viehwirtschaft. In den Großbetrieben hin-
gegen fließen 55—-59 v.H. der Einnahmen aus dem Ackerbau und

72

40·——45v.H. aus dem Verkauf tierischer Erzeugnisse. Diese Ziffern
zeigen einmal, daß das Schwergewicht der Bauernwirtschaft auf der
Viehzucht ruht; sie lehren ferner aber, daß schließlich alle
Produktionszweige für alle Betriebsgrößen wichtig sind. Einen
Interessengegensatz zwischen Klein- und Großbetrieb in der Land-

wirtschaft gibt es also nicht. -

Gesamtwirtschaftlich gesehen ist jedoch die Viehwirt-
schaft ihrem Produktionswert nach bedeutsamer als der Ge-
treidebau. In dem vielleicht als Normaljahr der Rachkriegss
zeit anzusprechenden Wirtschaftsjahr 1927J28 verteilten ich die Ge-
samteinnahmen der Landwirtschaft wie folgt: auf chlachtvieh,
Milch und Eier entfielen etwa 8,3 Milliarden RM., auf Getreide
2,7 Milliarden, auf Kartoffeln, Zuckerrüben usw. etwa 1,5 Mil-
liarden. Die große Bedeutung der deutschen Viehwirtschaft für

.
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die gesamte Volkswirtschaft wir-d aber noch wesentlich unterstrichen,
wenn man ihren Produktionswert ver-gleicht mit denen einiger
industrieller Erzeugungszweige Deutschlands. Beispielsweise
hatte die gesamte Steinkohlenförderung im Iahre 1929 einen

Wert von 2,5 Milliarden, die Braunkohlenförderung von 0,5 Mil-

liarden, die Produktion der Hochofenwerkse von 1,0 Milliarden.
Man könnte also sage-n: bei der deutschen Viehwirtschaft handelt
es sich tatsächlich um den größten »Industri«ezweig«,über den

Deutschland verfügt. Teidet eriRot, so bedeutet das nicht nur

eine Angelegenheit des Bauernstandes, es zieht auch für die Ge-

samtwirtschaft schwerste Folgen nach sich. Der ungeheure preis-
sturz der visehwirtschaftlichen Erzeugnisse also traf die Landwirt-

schaft und insbesondere die Bauernbsetriebe ins Lebensmark und

bedrohte darüber hinaus-das gesamte Gefüge der Volkswirtschaft
Schnelles Handeln tat not.

Die Reichsregierung hat daher unverzüglichgeeignete Maß-
nahmen ergriffen. Sie hat zunächst der Landwirtschaft eine Atem-

pause verschafft, damit in Ruhe alle weiteren Rettungsmaßnahmen

durchgeführt werden können. Diese Atempause brachte eine Ver-

ordnung des Reichspräsidenten vom Februar, die einen weitgehen-
den Vollstreckungsschutz bis zum ZI. Oktober 1933 ein-

geführt hat. Gleichzeitig ist eine Reihe positiver Maßnahmen
ergriffen worden, insbesondere auf dem Gebiet der bäuerlich en

Veredelungswirtschaft. So wurden die cZölle für
Lebendvieh, Fleisch und Schmsalz wesentlich erhöht. Im
Anschluß daran sind auch entsprechende Maßnahmen zugunsten der

deutschen Fsettwirtschaft und der heimischen Käse-
produktion eingeleitet worden. Erwähnt sei ferner, daß u. a.

auch der Zollschutz für Eier Und eine Reihe anderer Lebensmittel

ebenfalls Verstärkung erfährt. Darüber hinaus sind auf dem Gebiet

der Getreidewirtschaft neuerdings weitere Maßnahmen,
insbesondere im Sinne einer Erschließung zusätzlicherAbsatzmöglichs
keiten für Getreide, in Angriff genommen worden. Das alles fügt
sich in das Gesamtbild einer Agrarpolitik ein, die den entschlossenen
Willen erkennen läßt, dem deutschen Bauern den Weg in eine

bessere Zukunft sreizumachen —-

zum Nutzen der Bauernschaft und

der gesamten Volkswirtschaft1).

Milderung sozialer

I.

Der Reichspräsident und die Reichsregierung halten es für eine

der vordringlichsten Aufgaben, die durch die Notverordnungen ent-

standenen Härten sobald als möglich zu beseitigen oder aber wen-ig-
stens zu mildern. Die 4. Rotverordnung vom 8. Dezember 1931 hatte
u. a. auch bestimmt, daß die Renten aus der Sozialversicherung
neben Krankengeld von mindestens einmonatiger Dauer, Verletztens
renten aus der Unfallversicherung, Renten aus der Reichsversorgung
und Beamtenpensionen bis zur Höhe dieser Bezüge zu ruhen haben."
Aus dieser Vorschrift haben sich eine Reihe von unerträglichen
Härten ergeben. Besonders hart wirkten sich die Ruhensvorschriften
für die Kriegsopfer und der-en Hinterbliebene aus. Immer wieder
wurde darauf hingewiesen, daß das vollständige Ruhen der Renten

deshalb ungerechtfertigt sei, weil auf die Leistung aus der Sozial-
versicherung durch die eigenen Leistungen ein Rechtsanspruch ent-

standen sei. Dieser Rechtsanspruch könne nicht, solange die Gegen-
leistung vorliege, durch ein Gesetz ausgselöschtwerden. Die Reichs-
regierung hat sich diesen Argumenten nicht verschlossen. Durch die

Verordnung des Reichspräsidenten zur Milderung von Härten in der

Sozialversicherung und inder Reichsversorgung vom Is. Februar
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 69) sind insbesondere für die Kriegsopser
die Härten wesentlich gemildert worden. Aus finanziellen Gründen
war es leider nicht möglich, völlig die Ruhensvorschriften zu be-

seitigen. Die Verordnung bestimmt nunmehr, daß neben den Be-

zügen aus den Versorgungsgesetzen oder neben Bezügen auf Grund

versicherungsfreier Beschäftigung vom I. April 1953 der ruhende
Teil dieser Renten weder zwei Drittel noch den Betrag von 50 RM

übersteigen darf. Es verbleibt dem Berechtigten somit neben seinen
Versorgungsgebührnissen mindestens ein Drittel seiner Bezüge aus

der Sozialversicherung, während diese Bezüge bisher unter Umständen
im vollen Umfange wegf-ielen. Eine entsprechende Regelung gilt für
pensionierte Beamte, die neben ihrer Pension Anspruch auf Bezüge
aus der Sozialversicherung haben. Raturgemäß entstehen dadurch
den Trägern der Invalidenversicherung erhebliche Mehrkosten, die

wohl auf 15 Millionen RM zu veranschlagen sind. Um diesen Be-

trag erhöht sich der Beitrag des Reichs zur Invalidenversicherung
Durch die genannte Notverordnung wird die für den Anspruch auf
Kinderzulage und Waisenrente nach dem Reichsversorgungsgesetz
maßgebende Altersgrenze vom 15. auf das IS. Lebensjahr erhöht.
In den Durchführungsbestimmungen zu der neuen Notverordnung
werden Erleichterungen für den Fall vorgesehen, daß die Beiufss
ausbildung erst nach Vollendung des 16. Lebensjahres beginnt. Run-

mehr kann die Kinderzulage für Schwerbefchädigteund die Waisen-
rente auch dann gewährt werden, wenn die Voraussetzungen der

Schul- und Berufsausbildung spätestens bis zum Ablauf von sechs
Monaten nach Vollendung des 16. Lebensjahres erfüllt sind. Das

gilt auch, wenn das Kind innerhalb von 6 Monaten nach der Schul-
entlassung oder innerhalb von 6 Monaten nach Wegfall der wegen
Gebrechlichkeit gewährten Kinderzulage oder Waisenrente in die Be-

rufsausbildung eintritt. Im allgemeinen sind Kinderzulagen und

Waisenrenten nach Vollendung des 16. Lebensjahres wegen Schul-

Härten durch die Keichsregierung
Von Oberregierungsrat Dr. Münz

oder Berufsausbildung immer dann weiter zu bewilligen, wenn ohne
Gewährung die Durchführung der Schul- oder Berufsausbildung in

Frage gestellt wäre. Alle diese Bezüge laufen bis zum 21. Lebens-

jahr. ,

·

.

Gleichzeitig mit der Notverordnungs sind vom Reichsarbeitss
minister auf den Gebieten der Reichsversorgung auf dem Ver-

waltungswege eine Reihe von Erleichterungen angeordnet
worden. Hiervon sei folgendes hervorgehobem

s

Es hat. sich gezeigt, daßVersorgungsberechtigtedie eine Kapital-
abfindung zum Erwerb eines Eigenheims erhielten, durchs die

Kürzung der Versorgungsgebührnisse, durch Verschärfung der

Ruhensvorschriftem Abbau der Gehälter und Löhne sowie Verlust
der Arbeitsstellen vielfach nicht mehr in der Tage sind, die mit dem

Grundstückverbundenen Lasten aufzubringen. Sie laufen daher Ge-

fahr, den Grundbesitz durch Zwangsversteigerung zu verlieren. Um

diesem Kreis der Kriegsopfer zu helfen, werden die Hauptvers
sorgungsämter ermächtigt, im Einzelfalle Unterstützungen zur Ab-

wendung der Zwangsvollstreckungbis zum Betrage von 500 RM zu
bewilligen. Die Bewilligung höherer Beträge hat sich der Reichs-
arbeitsminister vorbehalten» In den für die Bewilligung maßgeben-
den Richtlinien wird betont, daß durch die Unterstützungendie Über-

windung der gegenwärtigen Notzeit ermöglicht werden soll. Es darf
aber nicht außer acht gelassen werden, daß eine Unterstützungdann

nicht bewilligt werden kann, wenn bei der Höhe der Schuldenlast
oder unter sonstigen Umständen die Erhaltung des Besitzes ausge-

schlossen ist. Daß die Zwangsvollstreckung bereits eingeleitet ist, ist
nicht erforderlich, es genügt, daß nach der Tage der Verhältnisse mit

der zwangsversteigerung zu rechnen ist. Gesuche um Unterstützungen
sind bei den Fürsorgeftellen für Kriegsheschädigteund Kriegerhinters
bliebene oder bei den Versorgungsämtern einzureichen. Das Reich
hat für die Gewährung solcher Unterstützungen 1 Million RM

bereitgestellt.

Die nach dem Reichsversorgungsgesetz versorgten Witwen, die

nicht mehr für Kinder zu sorgen haben, erhalten künftig, in größerem
Umfange als bisher, Zusatzrenten. Die Mehrkosten hierfür betragen
jährlich 1 bis 2 Millionen RM. Durch den Erlaß vom 21». Oktober

1932 waren die Versorgungsämter ermächtigt worden, nach Maß-
gabe der zur Verfügung gestellten Beträge begabten und fleißigen
Kriegerwaisen, die nach Vollendung des 21. Lebensjahres und dem

Wegfall ider Waisenrente im Wintersemester 19Z2s33 noch eine Hoch-
oder Fachschule besuchten, im Falle des Bedürfnisses eine einmalige
Unterstützung in Höhe von 100 RM zu gewähren. Der Betrag von

100 RM wird nunmehr auf 150 RM erhöht. Der Reichsarbeitss
minister hat die Versorgungsämter ersucht, für Waisen, die auf
Grund des erwähnten Erlasses eine Unterstützungbereits erhalten
haben, den Betrag von 50 RM nachträglich zu zahlen. Endlich sind

1) Eine eingehende Darstellung der Maßnahmen der Reichsregierung zur
Wiederaufrichtung der Landwirtschaft enthält die von der Reichszentrale für Heimat-
dienst soeben herausgegebene Broschüre: »Um die Rettung des deutsche n
B aue rn —- Agrarpolitit von heute und morgen«, die kostenlos bezogen werden kann.v
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auch die Bestimmungen über Zuschüsse für ehemalige Ofsiziere des

Friedens- und Beurlaubtenstandes und ihre Hinterbliebenen gemil-
dert worden. So ist die Höchstgrenzeder Gesamtbezüge für Witwen
von 135 RM auf 145 RM erhöht worden.

Die gesamten Maßnahmen erfordern einen Mehraufwand von

etwa 30 Million-en RM jährlich. Bei Veröffentlichung der Not-

verordnung hat die Reichsregierung betont, daß sie auf dem Wege
der Beseitigung von Härten weitergeht, soweit es die finanzielle
Lage gestattet. Auch der Herr Reichspräsident hat es sehr begrüßt,
daß die Reichsregierung ihm bereits jetzt einen wesentlichen Schritt
auf diesem Wege vorgeschlagen hat. Er hat weiter seine besondere
persönliche Anteilnahme an em Fortgang dieser Arbeiten der

Reichsregierung bekundet.

II.

Die Absicht der Reichsregierung, soziale Härten zu mildern,
kommt auch in der Ermäßigung zder Krankenscheingebühr zum Aus-

druck. Sinn und zweck des Krankenscheins ist es, unsberechtigte Aus-

nutzung der Krankenversicherung zu verhindern und den Versicherten
an sparsamer Inanspruchnahme der Versicherungsleistungen zu«inter-

essieren. Aus demselben Grunde läßt auch die private Kranken-

versicherung den Versicherten 20—25 v.H. der Heilverfahrenskosten
selbst tragen. Das deutsche Sozialversicherungsrecht schrieb durch
Gesetz vom Jahre 1923 eine Beteiligung ider Versicherten an »den

Arzneikosten in Höhe von ein Zehntel bis ein Fünftel dieser Kosten
vor. Ferner erlaubte § 187b der Reichsversicherungsordnung den

Krankenkassen, durch die Satzung die Lösung seines gebühren-
pflichtigen Krankenscheins vorzuschreiben. Von dieser Befugnis
sahen die meisten Krankenkassen in zeiten günstiger Wirtschaftslage
ab. Als aber die sWirtschaftskrise dazu zwang, Hemmnisse gegen
eine sungebührliche Inanspruchnahme der Krankenversicherung auf-
zurichten, wurde durch die Rotverordnung vom 26. Juli 1930 die

Erhebung der Krankenscheingebühr zur Pflicht gemacht, und statt
der —prozentualenBeteiligung an den Arzneikosten wurde eine Ge-

bühr für das Verordnungsblatt in Höhe von -50 Rpf. vorgeschrieben.
Hiernach hatte der Versicherte für die Krankenhilfe einen Kranken-

schein zu lösen. Die Gebühr hierfür betrug bisher 50 Rpf. Die

Gebühr konnte allerdings durch die Satzungen für Versicherte mit

einem Grundlohn von nicht mehr als 4 RM täglich bis auf 25 Rpf.
ermäßigt, für Versicherte mit einem Grundlohn von mehr als 7 RM.

jedoch auf 75 Rpf."erhöht werden. Von der Herabsetzung ist aber

nur ·«in ganz geringem Umfange Gebrauch gemacht worden. Befreit
von der Entrichtung der Gebühr waren Arbeitslose (Haupt-, Krisen-
und Wohlfahrtsunterstützungsempfänger),Empfänger von Invaliden-
rente, Angestelltenruhegeld, Schwerverletzten- oder Schwerbeschädigten-
rente, Tuberkulöse undsGeschlechtskranke, die von der Fürsorge-
oder Beratungsstelle eine Bescheinigung über ihre Bedürftigkeit bei-

brachten. Dadurch war mehr als ein Drittel aller Versicherten von

der Gebührenpflichtbefreit. Ähnlich-e Vorschriften galten auch für
die Arzneikostenbeteiligung, die jedoch hier nicht näher dargelegt zu

werden brauchen, weil diese Vorschriften unberührt geblieben sind.
Welche finanzielleEntlastung der Krankenschein den Kranken-

kassen gebracht hat, läßt sich naturgemäß nur sehr schwer abschätzen.
Man darf aber annehmen, daß doch dadurch eine erhebliche Aus-

.

I

gabenbeschränkungeingetreten ist. Die Beiträge zur Krankenver-

sicherung sind gegenüber dem Jahre 1929 im Reichsdurchschnitt um

rd. 1 v.H. des Lohnes gesenkt worden. Dieser Beitragssatz konnte

trotz des ständigen Lohnrückgangs durchgehalten werden. Jm Jahre
1929 betrug der Beitrag zur Krankenversicherung im Resichsdurch-
schnitt auf den Kopf eines Versicherten 98 RM., im Jahre 1931
wurden nur noch 74 RM. erhoben; nach dem bisher vorliegenden
Ergebnis dürfte dieser Betrag im Jahre 1932 auf etwa 60 RM.

gesunken sein. Es ist also im ganzen eine Ersparnis von 24 RM.
im Jahre 1951 und von mehr als 36 RM. im Jahre 1932 ein-

getreten. Davon kamen den Versicherten zwei Drittel, also 16 und

24 -RM. zugute, während der Rest auf den Arbeitgeber entfällt.
Von diesen ersparten Summen ist die Belastung durch die Kranken-

scheingebührmit wohl jährlich höchstens Z RM. abzuziehen. Was den

Krankenstand anbelangt, so ist er gegenüber 1929 ebenfalls stark
gesunken. Natürlich kann nicht behauptet werden, daß diese Er-

gebnisse allein auf die Krankenscheingebühr und die Arzneikostens
beteiligung zurückzuführen sind. ,Gerade bei der Betrachtung des

Rückgangs der Krankmelsdungen wird« man die Tatsache nicht über-
sehen dürfen, daß wahrscheinlich auch eine Reihe von Menschen,
die an sich krank waren, wegen verschiedener Umstände sich nicht
krank meldeten. Der Vollständigkeit halber sei nur erwähnt, daß

- die Krankenscheingebühr 1931 etwa 17 Millionen RM. erbracht hat.
Das Reichskabinett stand nun vor der schweren Frage, welche

Auswirkungen der vollständige Wegfall der Krankenscheingebühr
hätte. Es mußte vor allen Dingen bedacht werden, daß bei der

gespannten finanziellen Lage der meisten Krankenkassen eine erheb-
liche Ausgabenvermehrung bestimmt zu einer Beitragserhöhung ge-

führt hätte. Das aber gerade wollte das Kabinett im Jnteresse der

arbeitenden Bevölkerung unter allen Umständen vermeiden. Die

Reichsregierung mußte auch um deswillen dieser Gefahr vorbeugen,
weil sie entschlossen ist, die Invalidenversicherung zu sanieren und

zu retten. Deren finanzielle Bedrängnis ist bekannt. Soll diese über-
wunden werden, so»wird sich nicht umgehen lassen, dieser Ver-

sicherung neue Mittel zur Verfügung zu stellen. Auch aus diesem
Grunde mußte die Gefahr der Beitragserhöhung in anderen Ver-

sicherungszweigen gebannt werden. Die Reichsregierung konnte da-

her zunächst nur das Ziel aufstellen, grundsätzlich »die Krankenscheins
gebühr zu beseitigen. Bis zur Erreichung des Zieles mußte aber

ein Mittelweg ein-geschlagen werden. Die Krankenfcheingebühr wird

nunmehr — voraussichtlich vom I. März ab —- auf 25 Rpf. herab-
gesetzt. Außerdem wird die Befreiung von der Gebühr auf die

Fälle ausgedehnt, in denen die bisher schon Befreiten (also Arbeits-

lose, Rentenempfänger usw.) die Leistungen der Krankenversicherung
für ihre Familienangehörigen in Anspruch nehmen. Damit sind
zweifellos Milderungen erreicht, dise gerade dem bedürftigsten und

ärmsten Teil der deutschen Bevölkerung zugute kommen. Das

Kabinett hat weiter beschlossen, in eine sofortige sorgfältige prüfung
darüber einzutreten, ob nicht durch Verwaltungsresormen und

sonstige Einsparungen der Ausfall beim Wegfall der ganzen

Krankenscheingebühr wettgemacht werden kann. Zweifellos wird

sich der Reichsarbeitsminister sofort dieser neuen Aufgabe zuwenden
und versuchen, sie recht bald zu einem günstigen Abschluß zu

bringen«

——————szs3urZeitgeschichte ::-—-——

Ein neuer Schlag gegen

«

das Sudetendeutschtum
Der Brünner Volkssportprozeß,der durch die Verurteilung von

sieben jungen Sudetendeutschen zu schweren Freiheitsstrafen wegen

angeblichen Landesverrats in weiten deutschen Kreisen die größte

Erregung hervorgerufen hat, soll nun eine noch unverständlichere

Fortsetzung finden. Das Prager Abgeordnetenhaus hat nach sehr

scharfen Auseinsandersetzungen dem Antrag des Staatsanwalts auf

Auslieferung von vier Abgeordneten der Nationalsozialistischen
Partei, die in irgendein-e Beziehung zum Volkssport gebracht
werden, stattgegeben. Die Abgeordneten werden sich also demnächst

gleichfalls vor dem Gericht zu verantworten hab-en.
Damit nimmt dieser Justizskandal noch groteskere Formen an.

Bekanntlich hat der prozeß trotz des aufgebotenen ungeheuren
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Apparats nicht den geringsten Beweis irgendeiner strafbaren Hand-
lung der Angeklagten erbringen können. Jhre Verurteilung ist
einzig und allein auf Grund eines geheimen Gutachtens des tschechii
schen Generalstabs erfolgt, worin behauptet wird, die Organi-
sationen der S.A. und S.S. der Nationalsozialistischen partei
Deutschlands hätten militärischen Charakter, der sich u. a. schon aus

ihrer engen Verbindung mit der Reichswehr ergäbe. Mit diesen
Organisationen habe der Volkssport enge Beziehungen unterhalten
und sich deshalb des Landesverrats schuldig gemacht. Dieses allein

ausschlaggebende Gutachten trägt durch seine willkürlichen Kom-

binationen so sehr den Stempel eines bezahlten Machwerks der

tschechischen Spionage an sich, daß es sich erübrigen würde, sich
damit zu befassen, wenn damit nicht die Gefängnisstrafen vieler

junger Deutschen begründet würden. Jeder unbefangene Beobachter

;
»Er-is-

«
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, politischen Kampf zur Seite steht.
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weiß, daß die national-sozialistischen Organisationen nicht das Ge-

ringste mit militärischenDingen zu tun haben, sondern ausschließlich
einen Partei-schutz darstellen, wie er auch anderen Parteien im inner-

Vollends lächerlich ist ihre er-

dichtete Verbindung mit sder Reichswehr. Es ist klar, daß das

»
Gutachten nur den Vor-wand hergeben sollte, um einen Schlag gegen
das Sudetendeutschtum zu führen, Es sollten hier nicht Verbrechen,
sondern die Gesinnung bestraft werden, und der Prozeß wurde nicht

gegen die Nationalsozialistische Partei in der Tschechoslowakei,son-
«

dern gegen das Deutschtumüberhauptgeführt. Die Auslieferung
der Abgeordneten einer Partei, die vielleicht manchmal sehr tempe-
ram-entvoll, niemals aber illegal war, muß diesen Eindruck nur noch

verstärken.
"

,

DLr. Benesch betont ja gern von Zeit zu Zeit die freundschaft-
lichen Beziehungen der Tschechoslowakei zum Deutschen Reich. Er

ist sicherlich so klug, zu wissen, daß auch die freundschaftlichen
Beziehungen von Regierung zu Regierung nur dann von Dauer sein
können, wenn sie durch ein freundschaftliches·Verhältnis von Volk

zu Volk untermauert werden. Das Brünner Fsehlurteil und sein
parlamentarisches Nachspiel sind aber keineswegs geeignet, die

Freundschaft des deutschen Volkes zum tschechsischenzu fördern.

Der neue landwirtschaftlicheVollstreckungsschutz
Durch Verordnung des Reichspräsidenten vom 14. Februar 1933

ist der landwirtschaftliche Vollstreckungsschutz wesentlich erweitert

und auf ein-e neue Basis gestellt worden. Es ist grundsätzlichbe-

stimmt, daß Zwangsversteigerungen landwirtschaftlicher, forstwirt-
schaftlicher und gärtnerischer Grundstücke in der Zeit bis zum

31. Oktober 1953 nicht durchgeführt werden dürfen. Ebenso sind
bis zum 51. Oktober 1933 wegen Geldforderungen Zwangsvolls
streckungen von Gegenständendes beweglichen Vermögens, die einem

der genannten Betriebe Idienen oder zum Hausrat des Betriebsinshabers
und seiner Familie gehören, nicht zulässig. Ausnahmen von dieser
grundsätzlichenRegelung sind in den gleichzeitig erlassenen Aus-

führungsbestimmungenfestgelegt werden. Der grundlegende Unter-

schied gegenüber dem bisherigen Recht über den landwirtschaftlichen
Vollstreckungsschutz besteht demnach darin, daß der in allen Formg-
lien meist ungewandte Tandwirt keinerlei Initiative mehr zu ent-

falten braucht, um in den Genuß des Vollstreckungsschutzes zu ge-

langen. Er braucht nicht mehr wie bisher bei dem zuständigen Ge-

richt zur Erreichung des Vollstreckungsschutzes vorstellig zu werden,

sondern ist vielmehr durch das Gesetz gegen Zwangseingriffe der

Gläubiger geschützt. Lediglich bestimmten Gläubigerschichten ist das

Recht eingeräumt worden, unter bestimmten Voraussetzungen beim

Gericht eine Außerkraftsetzung der Schutzbestimmungen zu erwirken.

JnZukunft muß sich also in der Regel nicht mehr der Landwirt,
sondern der Gläubiger mit dem Gericht auseinandersetzen.
Gläubiger erster Hypotheken können die vorzeitige Fortsetzung

des Zwangsversteigerungsverfahrens beantragen, wenn der Schuldner
bei Jnkraftreten dieser Verordnung mit wiederkehrenden Leistungen
im Rückstande war und nach diesem Zeitpunkt mit einem weiteren

,

Betrag im Rückstande bleibt. Ein solcher Antrag ist jedoch ab-

zulehnen, wenn der Schuldner infolge vaußergervöhnlicherVerluste
(Unwetter, Viehseuchen, allgemeiner Preisstand der Erzeugnisse) zu
der Zahlung außerstande ist. Entsprechend ist die Regelung für Be-

triebskredite, die nach dem Zo. Juni 1931 gewährt wurdens und für
Forderungen aus Lieferungen und sonstigen Leistungen, die nach dem

Zo. Juni 1931 erfolgten.
Für die Gläubiger wichtig ist ferner die Bestimmung, daß aus

Antrag des Gläubigers das Vollstreckungsverfahren fortgesetztwer-

den darf, wenn eine ordnungsmäßige Wirtschafts-
führung bis zur Einbringung der Ernte durch den Betriebs-

inhaber nicht zu erwarten ist.
·

;
Aus dem Osthilfeverfahren vor Erlaß dieser Verordnung als

sanierungsunfähig entlassene Betriebe genießen den neuen Voll-

streckungsschutz nicht, wenn nach erneuter Prüfung eine Entschul-
dung des Betriebes aussichtslos erscheint.

Der Zwangsvollstreckungsschutzfür bewegliches Vermögen er-

streckt sich nicht auf gesetzliche Unterhaltsansprüche, die nach dem

51. Dezember 1932 fällig geworden sind, auf Ansprüche auf Lohn,
Kostgeld und andere Dienstbezüge,auf Ansprüche aus Versicherungs-
verträgen und bevorrechtigte Düngemittel- und Saatgutkredite.

Steuern und öffentliche Abgaben, Leistungen aus erststelligen
Hypotheken und Forderungen aus Betriebskrediten unterliegen dem

Vollstreckungsschutz für bewegliches Vermögen, wenn durch die

Zwangsvollstreckung Mittel entzogen würden, die zur ordnungs-
mäßigen Fortführung der Wirtschaft, die gewährleistetsein muß,
nicht entbehrt werden können.

Ferner wird noch -die""Möglichkeitbeschränkt,von Tandwirten

die Leistung des Offenbarungseides zu erzwingen. Schließlich wer-

den noch besondere Schutzvorschriften für Siedler

getroffen.
Die Verordnung wurde erlassen, um, wie es im § 1 heißt, die

zur Gesundung der deutschen Landwirtschaft eingeleiteten Maß-
nahmen auch den Inhabern und Gläubigern der Betriebe

zugute kommen zu lassen, deren Bestand durch Zwangsvollftreckungss
maßnahmen gefährdet ist, — C.

Genfer Schachziige
Jn der zweiten Hälfte des Monats Februar haben die Verhand-

lungen der Abrüftungskonferenzeinen recht bezeichnenden Gang ge-
nommen. Der Hauptausschußhat sich mit dem sogenannten fran-
zösischenKonstruktivplan befaßt auf Grund eines von französischer
Seite stammenden Resolutionsantrags, der darauf zielte, eine prin-«

»

zipielle Entscheidung im Sinne der französischenWünsche auf Ver-

einheitlichung der europäischen Heeressysteme herbeizuführen und

diese Frage nachher dem sogenannten Effektivkomitee der Abrüftungs-
konferenz zu überweisen. Die von den Franzosen dabei verfolgte
Absicht war, eine Entscheidung der Konferenz über die Frage der

Personalbeständeund der künftigen Heeresorganisation in Europa
herbeizuführen, bevor über die Frage der qualitativen Abrüftung,
d. h. der Beseitigung bestimmter Waffen entschieden würde. Der

deutsche Vertreter hat demgegenüberbetont, daß es für die Bemessung
des Offensivcharakters ein-er Armee nicht so sehr auf die Heeres-
organisation, d. h. besonders aus die Länge der Dienstzeit ankomme,
als vielmehr darauf, über welche Waffen diese Armee verfüge, und

daß deshalb die Frage der qualitativen Abrüstung zunächst be-

handelt werden müsse. Zum Verständnis der Debatte, die sich über
diesen deutsch-französischenGegensatz entwickelte, ist noch besonders
darauf hinzuweisen, daß die französische Absicht offenbar dahin
geht, die Berufsarmee mit langer Dienstzeit, die Deutschland in der

Reichswehr besitzt, zu beseitigen. Jn ihr sehen die Franzosen etwas

besonders Bedrohliches oder zum mindesten tun sie »so. Sie möchten
dieses zwar kleine und nur ungenügend bewaffnete, aber schlag-
kräftige militärische Instrument, über das Deutschland verfügt,
möglichst rasch beseitigen. Auf solche Pläne kann sich Deutschland
natürlich nicht einlassen, denn dadurch würde seine nationale Sicher-
heit noch geringer werden, als sie an sich schon ist. Der Haupt-
ausfchuß der Abrüftungskonferenz hat sich allerdings überwiegend

’

auf den französischenStandpunkt gestellt, wobei jedoch zu berück-

sichtigen ist, daß Jtalien, Rußland und Deutschland sich gegen den

französischenResolutionsenkurf aussprachen, der nur mit Hilfe einer

größeren Anzahl Stimmen aus meist recht unbedeutenden übersees
ischen Ländern durchdrang. Die Frage der qualitativen Abrüftung
ist auf später verschoben worden.

Ähnliches wie im Hauptausschuß der Abrüftungskonferenzhat
sich im Luftausschuß bzw. in einem aus ihm«gebildeten Komitee

vollzogen. Hier handelte es sich um die Frage, ob zunächst die von

den Franzosen angeregte Jnternationalifierung der Zivilluftfahrt
oder das Verbot sder Militärluftfahrt zur Verhandlung gestellt werden

soll.« Die Franzosen hab-en die Jnternationalisierung der Zivilluft-
fahrt- vorgeschlagen in der Absicht, zunächst die Aufmerksamkeit von
der tatsächlichen Abrüftung in der Luft aufein Gebiet abzulenken,
auf dem Deutschland, das eine starke und noch sehr entwicklungs-
fähige Zivilluftfahrt besitzt, etwas zu verlieren hat. Auch hier stellte
sich die Mehrheit des Ausschusses auf die französischeSeite, so daß
zunächstüber die anternationalisierung beraten werden soll. Diese
Entscheidung ist ebensowenig tragisch zu nehmen wie die des Haupt-
ausschusses über die Bevorzugung der Effektsivfrage gegenüber der

qualitativen Abrüftung, denn alle Entscheidungen der Abrüftungs-
konferenz sind von der späteren Zustimmung sämtlicher Teilnehmer
abhängig, wenn sie in Kraft treten sollen. Außerdem geschieht die

Zustimmung oder Ablehnung zu Teilproblemen jeweils und aus-
-

drücklich unter dem Vorbehalt der Entscheidung über alle anderen

Fragen. Aber bezeichnend für den geringen Abrüftungswillen und

für die nach wie vor sehr einflußreicheStellung Frankreichs in Genf
sind die beiden Abstimmungen im Hauptausschuß und im Luft-
ausschuß der Konferenz immerhin. «

Die Deutsche Luft-Hansa imKriseniahr1932

Über die Flug- und Beförderungsergebnisseder Deutschen Luft
Hansa liegen jetzt genaue Zahl-en vor. Danach ist die Flugleistung
im planmäßigen Verkehr, ausgedrückt in Kilometer, um 11 v.H.
gegenüber dem Jahr 1931 zurückgegangen. Die angebotene Rutzlast
weist dagegen nur einen Rückgang von 6 v.H. auf, da ein größerer
Einsatz von großräumigen Flugzeugen stattgefunden hat.

75



Der Heimatdienst

Auf den vom Reich unterstützten zwischenstaatlichen und inner-

deutschen Fernstrecksen konnte erfreulicherweise eine Zunahme der

Flugleistung gegenüber 1931 erzielt werden. Dieser Zunahme Um

250 000 km steht freilich ein Rückgang von 600 000 km auf den

mit Länder- und Kommunalbeihilsen unterstützten regionalsen Linien

gegenüber, so daß im gesamten gemischten Verkehr (personen-, Post-
und Luftexpreßbeförderung) seine Verminderung der Flugleistung

·

um mehr als 350 000 km, d. h. um etwa 5 v.H. gegen 1951 ein-

getreten ist. .

Der Passagierverkehr zeigt trotz der verringerten Flugleistung
steigende Tendenz. Jm Jahre 1932 wurden insgesamt 86 578 Flug-
gäste befördert, gegenüber 82 998 im Jahre 1931 und 76 894 im

Jahre 1930. Die Beförderungsleistung, ausgedrückt in personen-
Kilometer, hat sich sogar um 20 v.H. gegen 1930 und um II v.H.
gegen 1931 erhöht. Ähnliche Tendenzen zeigt auch der Gepäck-
verkehr. Hier beträgt die Steigerung gegen 1931 15 v.H. Jn der

Beförderung hochwertiger und eiliger Waren trat dagegen ein Rück-

schlag sein. Verursacht wurde dieser Rückgang, der ungefähr 15 v.H.
ausmacht, durch die Drosselung des zwischenstaatlichen Güter-

austausches infolge der hohen Zollmauern. Am meisten betroffen
wurde durch diese Einbußen der Luftexprseßdienst nach England,
Frankreich und den skandinavischen Ländern. Jn den Herbstmonaten
trat eine Beförderungszunahme ein, die prozentual das Ausmaß

des Vorjahres zum Teil weit übertraf. Leicht zurückgegangen ist
auch der Luftpostverkehr (1931: 363 516 Eig, 1932: 354161 kg),
doch wird von diesem Rückgang weniger die Briefbeförderung be-

troffen als der Luftpaket- und Zeitungsverkehr. Auf den von der

Deutschen Postverwaltung eingerichteten Nachtpostlinien hat sich
sogar die dürchschnittlichbeförderte Postmenge gegenüber den Vor-

jahren erhöhtl Die Ausnutzung der im Streckendienst eingesetzten
Flugzeuge durch zahlende Nutzlast konnte im Jahre 1952 weiter ge-
steigert wer-den. Sie betrug
38 v.H.; 19Z2: 42,5 v.H.

Das Jnftrumentenwesen, Flugfunk- und Peildienst konnten
weiter vervollkommnet werden. Die Folge war, daß die Regel-
mäßigkeit und Pünktlichkeit des Strecken-dienstes wesentlich ver-

bessert werden konnte. Dise Regelmäßigkseitbetrug:
1930 90,o v. H.
1951 93,0 »

l «

Dabei ist erwähnenswert, daß die Regelmäßigkeit gerade in den

meteorologisch ungünstigen Monaten am stärksten gestiegen ist.

VerstärkteGoldprodnktion der Welt
Die Goldproduktion ist im letzten Jahr stark angestiegen.

Während sie im Jahre 1951 noch 670 000 Kilogramm betrug, hat
das Jahr.1932 eine Steigerung von über zehn vom Hundert auf
rund 743 000 Kilogramm gebracht. Und dabei ist in dieser Ge-
samtzahl die russische Produktion nur mit 30 000 Kilogramm ent-

halten, während sie von der russischen Regierung selber mit 59 000

bis 60 000 angegeben wird. Jm einzelnen ergibt sich die starke
Zunahme der Goldförderung aus folgenden Zahlen:

Handbuch für den freiwilligen Arbeitsdienst mit Erläuterungen.
Von Dr. L. v. F u n cke

, Oberregierungsrat beim Reichskommifsar
für den freiwilligen Arbeitsdienst. Dritte, völlig umgearbeitete

Auzfilåge
Carl Heymanns Verlag, Berlin 1933. 136 S. preis-

4 .

Das Handbuch verdient weiteste Beachtung. Der Verfasser hat
an Aufbau und Formung des freiwilligen Arbeitsdienstes von An-

fang an mitgewirkt, ist mit diesem Hilfswerk zugunsten der jungen
deutschen Generation gleichsam verwachsen. Ausgezeichnete Sach-
kenntnis und Einblick in die inneren Zusammenhänge der gesamten
weitschichtigen Rechtsmaterie bestimmen den besonderen Wert seines
Handbuches. Die vorliegende neue Auflage bietet zunächst eine

knappgefaßte Einführung in Geschichte, Begriff, Förderungssystem
und Verfahren des freiwilligen Arbeits-dienstes. Anfchließend werden
die einschlägigen Gesetzestexte wiedergegeben und in klarer übersieht-
licher Form erläutert. Dabei werden auch die Linien aufgedeckt, die

für die weitere Entwicklung des Arbeits-dienstgedankens richtung-
gebend sind; auch das Notwerk der deutschen Jugend findet Berück-
sichtigung. Jm Anhang gelangen die zahlreichen Rundschreiben des

Reichskommissars für den Freiwilligen Arbeitsdisenst zum Abdruck,
die den gesetzlichen Rahmen mit praktischen Anweisung-en ausgefüllt
haben. Jm ganzen gesehen: ein Handbuch, das für jeden an der

Durchführung und Gestaltung des Arbeitsdienstes Jnteressierten von

großem Nutzen ist.

76 -

«

im Jahre 1930: ZZ,9 v.H.;- 1931:

Blick in die Bücher

1932 l93l

Vereinigte Staaten . . . . . . . . . . . . . . .. 77 995 kg 74 520 kg
Kanada . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . .. 95 092 kg 83 789 kg
Transvaal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 359 356 kg 338 s81 kg
Weltproduktion . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 743 290 kg 662 500 kg

Man kann die gesteigerte Goldproduktion damit in Zusammen-
hang bringen, daß mit Ausnahme der Vereinigten Staaten fast alle
Gold produzierenden Länder vom

Goldstandardheruntergegangen
sind und für sie jetzt ein starker Anreiz be teht, das edle und kostbare
Metall ans Tageslicht zu fördern. An manchen Stellen ist denn

auch schon ein regelrsechtes Goldfieber ausgebrochen. Die Londoner
und mit ihr im Gefolge die Johannesburger Börse verzeichnet seit
dem Dezember vorigen Jahres eine Stei erung der Goldminenkurse
auf das Doppelte und darüber hinaus. berall in Chile und Vene-

zuela wird nach Gold gesucht, in Korea scheinen die Japaner Gold-
minen entdeckt zu haben. Die Engländer haben ein den Negern
reserviertes Territorium in Kenya den Weißen zur Goldsuche frei-
gegeben. Mit dem Verfall der Preise und Löhne ist das Graben

nach Gold wieder ein lockendes Geschäft geworden. So kann man

für das Jahr 1935 eine noch größere Goldproduktion erwarten, die

wertmäßig auf über zwei Milliarden Mark veranschlagt wird.

Deutscher Eisenguß. Jn dem Aufsatz ,,Deutscher Eisenguß«
wurde auf S. 26 dieser Zeitschrift eine Plakette, die Aula aca-

demioa der Bergakademie Clausthal darstellend, als ein Erzeugnis
des Lauchhammer Bildgusses abgebildet und beschrieben. Diese
Herkunftsbezeichnung beruhte auf einem Irrtum. Die genannte
Plakette ist vom Eisenhüttenwerk Thale A.-G. in Thale am Harz
hergestellt worden.

ABC- des freiwilligen Arbeitsdienstes. Mit allen grundlegenden
Verordnungen, Aus- und Durchführungsvorschriftensowie den
amtlichen Vordrucken. Herausgegeben von Arbeitsamts-
direktor D:r. H. Boening. 174 S. — LosesBlattsAusgabe
Preis 6,80 RM. Verlag Reimar Hobbing, Berlin sW11. 1935.

Das Buch kommt den Bedürfnissen der Praxis in hohem Grade
entgegen; es bedeutet einen Wegweiser durch ein schwieriges Rechts--
gebiet. Jm ersten Teil gelangt die weitschichtige Materie der recht-
lichen und verwaltungsmäßigen Regelung des freiwilligen Arbeits-
dienstes in übersichtlicher Form systematisch zur Darstellung. Nach
Stichworten geordnet, wird über alle Einzelfragen klar und ein-

prägsam Auskunft gegeben. Der zweite Teil bringt die wichtigsten
Gesetzesteile, Verordnungen und Erlasse, die die rechtlichen Grund-
lagen des freiwilligen Arbeitsdienstes bilden. Gesetzliche Neu-
erscheinungen dieser Art sollen dann später in Form von Er-«

gänzungsblättern nachgeliefert werden. Jm Anhang schließlich
wird eine Sammlung von amtlichen Vordrucken geboten, ange-
fangen vom Antrag auf Förderung einer Arbeit im freiwilligen
Arbeits-dienst sbis zu der statistischen Meldung über eine in »der

Ausführung begriffene Maßnahme des freiwilligen Arbeitsdienstes
an den Bezirkskommissar.

Arbeitsdienstwilligen, Verbänden, Gemeinden —- jedem der sich
praktisch mit dem freiwilligen Arbeitsdienst zu beschäftigenhat,
wirld dieses Buch wertvolle Dienste leisten.
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Wehrhafte Jugend. Bearbeitet von Major a. D. Sachs u. Dr. Mews,
Essen. Herausgegeben vom« preuß. TandessKriegersVerband

.

Unter diesem Titel läßt der Pr. T.-Kr.-Verb. eine Schriften-
reihe erscheinen, von der zur Zeit zwei kleine Bücher vorliegen:
ein· Arbeitsplan für »die« Kyffh.-Jug.-Gr. (bearbeitet von

Major a. D. Sachs, Essen), 1932 (Preis: 50 Pf.) und Was mußt
Du von der Geschichte Deines Vaterlandes wissen?
(b-earbeitet von Major a. D. Sachs und D-1. Mews, Effen), 1932
(preis: 50 pf,).

Auf langjährigerErfahrung auf diesem Gebiete aufbauend gibt
der Verfasser in dem Band 1 einen bis ins einzelne durch-
gearbeiteten Plan für die körperliche und geistige Wehrhaftmachung
der Jugend.
der Nation bewußt wird, in der die Jugend nicht mehr wie früher
ihrer Wehrpflicht nachkommen kann, dürfte solch Werkzeug für die

so notwendige Kleinarbeit in der Erziehung der schulentlassenen
Jugend sehr willkommen sein.

Band 2 bietet in kürzester Fassung eine Führung
dulrch·die vaterländische Geschichte. Dies-e Führung
weist nicht nur auf Grund objektiver Geschichtserkenntnis auf das
rein äußerliche Geschehen hin, sie spürt auch den wirken-den Kräften
und Gesetz-en der deutschen Schicksalsgestaltung nach. Das Wissen
um den pgeschichtlichenWerdegang Deutschlands wird fest unterbaut

durch die besonders gebotene Geschichtszahlentabelle. Besonders
begrüßenswert ist die im Teil II gebrachte Widerlegung der Kriegs-
schuldlüge. Ein außerordentlich wertvolles Rüstzeug wird damit

jedem Kämpfer für des deutschen Volkes Recht und Ehre geboten.
Fur Schulungsarbeit ist ein Frage- und Antwortspiel angefügt,
das als Maßstab für Leistungsforderungen vorzüglich geeignet sein
dürfte. Kartenskizzen über den Verlauf der Fronten im Welt-

kriege und über Deutschlands Grenzen auf Grund des Versailler
Diktats erhöhen den Wert dieses Büchleins, das allen Volksschichten
als Wegweiser und Helfer dienen möchte.

Schlote tauchen im Urwaldl Gefährdetes Europal Von Dr.-Jng.
Georg Sinner. Stuttgart 1932. Verlag Strecker 83 Schröder.
Kart. 2,80 RM., Seinen 4 RM. .

Das einsdringlichsteBeispiel für das, was geschieht, wenn Schlot
im Urwald rauchen, haben wir längst vergessen, weil es schon
siegreich in die Geschicht-e eingegangen ist. Immerhin sei daran

erinnert, daß das von europäischem Erfindungsgeit in sden an Berg-
bau und Schwerindustrie reichften Staat Oder U A. umgewandelte
»Walsdland des Herrn Penn«, Pennsylvanien, zum Kernland der

ehemaligen Kolonie gehört, die heute ein wirtschaftlich autarker

Erdteil ist.
Selbstverständlich weist der aus vielen eigenen Weltreisen

schöpfendeVerfasser ausführlichst auf die riesigen Wirtschaftsquellen
des neuzeitlichen V erkehrs und die lebensgefährlichenErschütte-
rungen Europas durch das.,,Umpflügen der Urwälder mit Trak-

toren« hin.
»Die jungen Agrarländer sind industrielle Selbstversorger ge-

worden", »Die Neue Welt löst die Alte in der Metallgewinnung
ab«, i,Die Spinnereien und Webereien wandern zurück zum Baum-

wollfeld«, »Der Farbige hat die Technik erlernt«, »Der Weltverkehr

schaltet Europa aus«. Solche Sätze, teils wörtlich, teils dem Sinne

nach dein Werke entnommen, geben zu denken und verdichten sich
mit Recht zu dem Ruf: »Europas Wirtschaft (und nicht seine

Jn einer Zeit, die sich der Sorge um den Nachwuchs

Wirts ch aft allein!) ist durch die jungen Überseeandustrieländer
aufs höchstegefährdet!«

Wie abhelfenP Mit allen, die das Chaos eines .Waffengangs
der Zoer Jahre unseres technischen Jahrhunderts vermieden wissen
wollen, verweist Sinner auf den einzigen Ausweg der Vernunft:
Leben und leben lasse-n! Neue Arbeitsteilung
unter allen in Frage kommenden Wirtschaftsgebieten! Wird die

Weltwirtschaftskonferenz »dieseLösung bringen? Wer

wissen will, um was es dort gehen wird, muß dieses Buch ge-
lesen habenl Dr. Fritz Helbig, Bayreuth

Bücherei » des Ar-J o h a n n e s S ch u m a n n : Spatenjungensl
Ber-beitsdienstes, Band I. Verlagsanftalt Otto Stollberg,

lin sW U. 64 S. Preis: 1,20 RM.

Eine Bücherei des Arbeitsdienstes ins Leben zu rufen, ist aufs
wärmste zu begrüßen. Sollen die Ziel-e des Arbeitssdienstes nicht
nur auf wirtschaftlichem und sozialem, sondern auch auf volks-

erzieherischem Gebiet erreicht werden, bedarf es nicht zuletzt einer

gemeinsamen sinnvollen ,,Freizeitgestaltung« in den Arbeitsdienst-
lagern, die durch geeignete Bildungsmittel, insbesondere durch
Schrifttum, Bilder, Karten usw., angeregt und gefördert werden

muß. Dieser geistigen Förderung in überparteilichem staatspoli-
tischem Sinne widmet sich unter anderem auch die Reichszentrale
für Heimat-dienst. Dem besonderen Zwecke des freiwilligen Arbeits-

dienstes soll ebenfalls diese neue Schriftenreihe der Verlagsanstalt
Otto Stollberg dienen, dessen erster Band vorliegt. Jn Wort und

Bild wird eine lebendige, begeisterte Schilderung der Arbeit und

der Kameradschaft im Lager geboten und vom Sinn und Wert des

Arbeitsdienstes berichtet. Die kleine Schrift wird Lagerführern,
Arbeitsdienstwilligen und Freunden des Arbeitsdienstes willkommene

Lektüre bieten.

Jahresheft 1932 des Tandesvereins
von Hermann Eris

220 Abb. Verlag Haus

Hochrhein und Hotzenwald.
,,Badische Heimat«, herausgegeben
Busse, Freiburg i. Br. 288 S.

»Badische Heimat«, Karlsruhe.
Das Jahresheft 1932 des Landesvereins Badische Heimat

,,Hochrhein und Hotzenwald« ist diesmal einer Tandschaft
gewidmet, die wenig bekannt ist, aber eine Fülle eigenartiger
Schönheiten aufweist. Dieses Tand, am Südgiebel des Schwarz-
waldes, den der Rhein rauschend umströmt, ist eine Hochebenen-
landschaft. Die Wälder sind tief und dunkel, die Rücken des Hoch-
landes ragen nicht selten waldlos über sie hinaus.

Dieses Land ist wertvoll und kostbar als Landschaft, als

Alemannenheimat, als Genesungsort für Kranke und Rastlose.
Höchenschwand,der höchsteKurort, hat nie Nebel, viel Sonne, klare,
reine Luft und eine überwältigend reiche Sicht in das Firnenland
der Alpen Und in die nahe dunkle ozonatmende Tiefe der Wälder.

Das Volk am Webstuhl und im Wald ist so arm wie stolz, so
herorisch wie gastfrei.
Über alle Fragen der Landschafts- und Volkstumskunde, der

Geschichte und der Kunst des Hochrheins und Hotzenwaldes gibt
das Werk beste Auskunft. Sorgfältig wurden die Bildbeigaben
ausgewählt, seltene Aufnahmen von Land, Siedlung, Volk. Sicher-
lich findet die neue Jahresgabe die verdiente Wertschätzung und

gewinnt der »BadischenHeimat« neue Freunde.

Wische-erste im Wer-eitler BenaJ
Ein Naturschutzgebiet von besonderem Reiz birgt das Merfelder

Bruch, das weitab vom Lärm des westfälischen Jndustriebezirkes,
nordwärts von Dülmen, liegt, eingebettet in eine großartige Heide-
landschast. Dörfer fehlen hier ganz. Nur dann und wann begegnet
man einem einsamen Bauerngehöft.

Üppiger Kiefernwald wechselt ab mit Hei-deflächenund Wiesen.

Dazwischen Wacholdersträuchervon oft unwahrscheinlicher Größe.
Daneben Erlen- und Faulbaumgestrüpp mit vollständigemUrwald-

charakter.
Hier war

es, wo der Her-
zog von Croy
auf SchloßDül-
men um die

Mitte des ver-

gangenen Jahr-
hunderts die

erste pferdekops
pel anlegen ließ.
Sie wurde zu-

nächst mit et-

wa« 20 halb-
wilden Pferden Einsamee Geböft am Rande der Heide
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Der Deckhengst

besetzt, die bis

dahin in einer
weit größeren
Herde das Mer-

felder Bruch in
voller Freiheit
und ohne Be-

schränkung im
Raum durchstrei-
fen konnten.

Jahrhunderte-
lang waren hier
schon die Wild-

pferde heimisch.
Bereits im Jahre 1516 wird der Wilsdpferde des Merfelder Bruches
urkundlich Erwähnung getan. Aber sicherlich waren sie schon vorher
dort vorhanden. Cäsar und Tacitus berichten bereits von ihnen.
Sie urteilen allerdings nicht gerade sehr günstig über Germaniens

Wildpferde. Die Tiere seien klein und unansehnlich, jedoch«muskulös,
Dieselben charakteristischen Merkmale ihrer

Vorfahren zeigen auch heute noch die Merfelder Wildpferde, wenn-

gleich die Figur durch Paarung mit gutgebauten Ponyhengsten aus

zahmer Zucht bedeutend verbessert wurde.

daraus hervor, daß bei der jährlich einmal stattfindenden Versteiges
rung der Junghengste recht ansehnliche Preise für die doch immerhin
kleinen Pferde erzielt werden. Aber mit der Verbesserung der Figur

aus-dauernd und zähe.

Merfelder Wildpferde

Das geht auch schon

mag auch eine

Teistungssteige -

rung Hand in

H»andgegangen

in der

ist die

Nachfrage nach
Merfelder Wild-

pferden groß.
Die Tiere las -

sen sichunschwer
zähmen und

ergeben dann

leistungsfähigeGebrauchspferde, die genügsam und nahezu unver-

wüstlich sind.« Sie ziehen geduldig den Pflug und am Sonntag
traben sie in leichtem Geschirr vor der Kutsche.

Hart ist das Leben der Pferde im Bruch, die Sommer und

Winter und Tag und Nacht in der Wildbahn hausen. Im Erlen-

bruch kommen die Fehlen zur Welt. Kein Mensch leistet Hilfe.

auch kerngesund.

Wildpferdstute auo dem Merfelder Bruch

Nur ganz feste Naturen bleiben am Leben. Der Nachwuchs ist daher

Weit über 150 Pferde tummeln sich heute im Merfelder Bruch.
Die Herde wächst ständig und mit ihr der Umfang der Wildbahn.
Schon sind fast
sooo Morgen
umzäumt.

Die Herzöge
von Croy ha-
ben bis zur
Gegenwart die-

ses einzigartige
Naturschutzs
gebiet mit

großer Liebe er-

halten und be-
treut.

Ulrich Scholz,
Berlin.

«

-— iåse see

Merfelder Mutterstute

Wer-Ko Zähne
Keine- « com .- HOXULTM die sparsame

rein deqtsche ZAÆVPASM
sie spritzt nicht
und wie-d nie hart-

Büchckcmgtmg

Deutschlands
Von
bold

Pf. Theodor Körner

ii .

ais»M-Dr. jur-
32 Preis:

90 .

Verlag, Altenburg i. Thür.
1933.

- -

Der Bürger iin Kreuz-
ener.

oebm
Von Max Hildebert

106 S. Preis:
1,80 Rim. 1933. Dazu-en-
boeck F- Ruprecht, Gottins
gen.

Kann Amerika zn Pausebleiben? Von Frei-n H.
Simoin übersetzt von DSk.Karl Federn.
Preis:
iart.

FolitischerVerlag G

444 .

Geb. 4,80 RM.,
4 RM. Historischs

. m.

H.Bl
Welt in Waffen.

ev m-

Be-
chie, Photog, Zahlen surti

Debatte
und
1983.

bag

Sichev eit

Wbrüstun .
168 S.

Drei aslen Ver-

A.-G., Berlin-

über

Auslanddeutscher Jahr-
iveiser siir Schule und Hans
1933. Preis-15Pf. Aus-

lansddeutschtswm im Unter-
richt, Dresden-A. l.

Briese an Masaryl. Von
Visator Seeundus. 212 S.

Preis 3 NM. Bündischer
Verlag, e. G. en. b. H»
Heidelberg.

Das Sofortdrogramnt
des Reichslommissars fiir
Arbeitsbe chassnng. Erlau-
tert von beweg-Rat Me-

metz und Sieg-Rat Dr.
Grunetvalsd mit einem ein-
leitenden Wort des Reichs-
vkomm-i arg für Arbeits-

beschaf ung Dr. Dr. Gerede.
164 S Preis in Ganz-
leinen«gebt-. 5,40 RM.
Reimsar Hobbiing Berlin
sw bl. 1933.

Reicheherbergsverzeichnis
IM. 21.Auögabe. 451 S.
Preis: 90 Pf. 1933. Her-
ausge eben vom Reichs-ver-
band FürDeutsche Ju. end-
herbergen, Verlags- bteii

lang, Hilchewbsachi. W.

Was mußt Du von der

Geschichte deines Vaterlan-
des wissen? Bearbeitetvon

Major a. D. Sachs»und
Dr. Mews, E en. (Schriften-
reihe: Wehr afte genth
64S. Preis: 50 s.1932.
Herausgegeben vom Preu-
ßischen Landes-Krieger-
Verbansd, Abt. Kyffhäuseri
Jugend, Berlin W80.

Nationalökonomie (T’heo-
rie und

Geschichte-)
Ein

Idachschbagebuchur Theo-
riie und Pmpis. Von Pro-
fessor Dr. Wolfgang Heller.
4. verbesserte und vermehrte
Auf e, 330 S. Elzireisx4 R . 1933. H. evers
Buchdruckerei, Æt.Verl-aig,
Hul-bevsta«dt.

Die Jugendherbergr. Ein-

gäbundenerJahrgang 1932

r Zeitschrift für Jugend-
herbergen und Jugewdivans
dern. Preis-: 2 RsM.

Herausge eben vom Reichs-
vevband fürDeutsch-e Jn-
gendberbergen, Hilchenbach
i. Westf.

Ren erschienen-

IK ich i li n i e n

der Reichszenirale für Heimaidienst

Nr.232 Arbeitsbefchafsung . . . . .

Nr. 233 Das Hilsswerl siir die deutsche Jugend 20 Pfg.

Zu beziehen gegen Boreinsendungdes Betrage-Z zuzüglich .

8 Pfg. Drucksachenporto vom

Zentralverlag G. m. b.H., Berlin W 35

.....15Pfg.o O
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Ein Arbeitsplan siir die

Kyssbäuserisngendgrudden.
Bearbeitet von Major a. D.
Sachs, Essen.

«

reibe: Webrhafte Tigede52 S. Preis: 50 P 1932.

Herausgegebenvom Preu-
lschen Lan-des - Krieger -

Verband, Aibt. vafhäusers
Jugend, Berbin W30.

Die Auslandsbilse siir
das Deutsche Reich. Vo
Dr. ohiwnnes Kvevenfth.

n

J o

Schriften des Deut chen
uslandanstitth Reihe B,

Band S. 148 Preis:
Geb. 5 M., geb. 4 M.
1932. Was-band und Feine-atVerlags - Aktiengese schast,
Stuttgart.

Arbeitsbeschassnng. Eine
Gemeinschastsarbeit unter

Mitwirkung za- reicher
bearbeitet von

k. Heinrich Dräger, Dr-

Hans kLanrbrecht, Dr. Fritz
Reuter, Otto D. Schaefer,
Werner T. Schaurte. 171 S.
mir 14 Tabellen. 1938.

Preis: 21RM. Verlag von
Reinmr Hobbing, Berlin
sw 61.

Kabinett Hitlerl Her-
ausge eben vom Berliner
Kamp bund feir Deutsche
Kultur. Bearbeitet von

Hans Hiwkel und Wuls.
Blei-. 64 S. Oktav, 1 RM.

Geschiftlicheø
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Dem Beamten ist’d leicht
gemacht die notwendigenAnschas ringen an Bei ei

dung und Heimadaussstats
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iäFäikifertDkatihchraSkiZTHERügßnwalslsk
Wursiwaren

bannte ufhaus R. Gott-

ieinste Qualität, direkt zu

schall, Berlin SB 68, Lin-
den-str. 106, mit Beileidnng
und Heimausstattnng aller
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und niedriger Preise zu
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Seorg sohmlainals sen.

gen Zahlungsbedingungem
,,6 Monatsraten, ohne Au-

Egonwalaelo(08tsee).
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wo nt verlange kostenlose
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schienenengroßen Früh-ahrs-Kataloged Sir. 45.

Der neueste Band der

Welt-politischen stehet-et
Buckeg

MAXlMILIAN cLAAR

Elsas-U
104 seiten mit 13 Zeichnungen
Preis geb. Z.—- RM

Bin Italiens-nah in elen- nun

wir-Utah alles Anast, was heute

über Italien Zu sag-en ist

Verlangen sie sonidotptospekte
der Weltpolitisohen Bücher-ei

IIIIMIIIMC c. en. d. I.
ZEIT-M W sä, Pontia-mer Irre-Be 41
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Schmalfilms
lslilfsarheiten

für ts-mrn-schrnalfilm

UMKDPlERSN
von Normalfilrn auf Schmalfllm

TITEL

Rolltitel. Schwell-titel, Springtitel.
Tricktitel

DILDscislNlTT

Szeneneinteilung. Nachregie

ENTRSGNSN

Reinigen. Konservieren

NSUAUFNAHMSN
Fehlender Szenen

FILIVLVERLElH
cis-ones Lager in schmalfllrngeråten aller

Art — auch günstige Gelegenheitenl

Deutscher schmalfslm-Dienst
Berlin W 35, Potsdarner straize 41

Kurfürst ZDSS

sie wollen
die Geschehnisse in Osterreich und den Nach-
folgestaaten verstehen. die weltwirtschaftlichen

und weltpolitischen Auswirkungen der Tages-
eresgnisse. die Zusammenhänge zwischen Politik

undwtrtschaft erkennen,dassesunclevcm Faulen.
das Bleibende vom Vergänglichen unterscheiden,
eine Richtschnur fiir die Bildung eines eigenen
wohlbegründeten Urteils gewinnen . . .

»Der österreichische
Volkswirt«

Herausgeber Walther Federn, Wien, bietet dies

·

seinen Lesern. Er erscheint jeden samstag —

ist die bestunterrichtete wirtschaftliche Zeitschrift
der Nachfolgestaaten —- unabhängig, umfassend.
interessant-

Ein Proheahonnement
für die Dauer von sechs Wochen kostet nichts
und verpflichtet zu nichts, wenn der Leser dieser

Anzeige den Gutschein ausfällt und als Drucksache
an die ..Vcli(swlrt«-Verwaltung. Wien. tx»
Porzellangasse 27. einsendet.

S u t s c h e i n

I Prcheahcnnement

VVELTPOUTHCHE
-BUCHEREI-

«ERAUFGEGEBE» »M- »-·. MMLF GFABGMFXY
—

vermittelt

Wisscll lllll Wesclllllcllc Illsilllllllclls

IliIlILc Illlckllilllmlillck WIIIIII
Die Bände der ersten Reihe-

Bd. i. A. G rabowsky, staat und Raum,112 seiten

2 Tabellen- Halbl. 2.70 RM.

Bd. 2. E. scheu, Deutschlands Wirtschaftsprcvinzen
und Wirtschaftsbezirlce, 74-seiten· 20 Karten-

Halbl. 2.10 RM.

Bd. J. O. Maull, Politische Grenzen, 104 seiten.

12 Karten. Halbl. 2.70 RM·
Bd. 4. R-Rungaldier, österreich, 52 seiten-9I(arten.

.

Halbl. 1.50 RM.

Bd. s. A. Burchard, staat und Klima, 80 seiten,
10 Karten· Halbl. 2.10 RM.

Bd. 6. F. Thorbecke. Das tropische Afrika,
75 seiten, 5 Zeichnungen. Halbl- 2.10 RM.

Bd. 7. W. Pahl, Der Kampf urn die Rchstoife,
73 seiten, 16 Zeichnungern Halbl. 2.10 RM.

Bd«8. F. Machatscheck, Die Tschechoslowalcei,
80 seiten, 5 Karten. Halbl· 2.10 RM.

Bd. 9. M. Eckert, Meer und Weltwirtschait.
80 seiten, 19 Karten. Halbl. 2.10 RM,

Bd. 10. J.März,Landmächteund seernächte, 64seiten,
10 Zeichnungen. Halbl. 2.10 RM.

Die Bände der zweiten Reihe-

Bd. il. W. Vogel, Die Entstehung des modernen

Weltstaatensystems, 101 seiten, 12 Karten-
Halhl. 2.70 RlVL

Bd. 12· P. Herre, Spanien und Portugal· 88 seiten,
12 Kartenskizzen. Halbl. 2.10 RM.

Bd. Is. R. Uhden, Völker-tote 58 seiten, 8 Karten-
slcizzen. Halbl. 2.10 RM. -

Bd. 14. H«v. Glasenapp , Britisch-Indien und ceylon·
88 seiten, 10 Karten. Halbl. 2.70 RM.

Bd. 15. s. R. Steinmetz, Die Niederlande. 83 seiten,
8 Karten. Halbl. 2.70 RlVL

Bd. 16. Th. Ä rl d t, Weltpolitilc imUnterricht· 80 seiten.
9 Karten. Halbl. 2.70 RM.

Bd. 17. G. Menz, china. 88 seiten, 7 Karten-
Halbl. 2.70 RM.

Bd. 18. F. Metz, Die Hauptstädte, 112 seiten,
18 Karten· Halbl. 2.70 RM.

Bd. 19. R. Liitgens, Die Ä.B.c.-staaten, 112 seiten,
22 Karten. Halbl. 2.70 RM.

Bd. 20. Henning, Weltluktverkehr und Weltluft-

politilc, 68 seiten, 8 Karten. Halbl. 2.10 RIVL
Die Bände der dritten Reihe-

Bd. 21. K. Haushofer, Geopolitik der Pan-Ideen,
95 seiten, il Zeichnungew 2.70 RM. -

Bd. 22. O. J u n ghann, Die nationale Minderheit,
76 seiten, 3 Zeichnungen. 2.10 RlVL

Bd. 23. s. Passarge, Ägypten und der Ärabische

Orient, 70 seiten, 14Zeichnungen. 2.40 RlVL

Bd. 24. Hans Kohn, Orient und 0lczident, 95 seiten,
14 Zeichnungem 3.——RM·

Bd. 25. W. Geisler, Australien und Ozeanien.
3.— RM.

Bd. 26. H es s e . Persien, 6 Zeichnungen, 96 selithezi3.———- .

se- Bd.27X8.schwendemann, Frankreich, 26 Zeich-

OTO nungen, 180 seiten 5.40 RM.

HZO Bd- 29« claar, Italien, 105 seiten, 13 Zeichn. 3.——RM.

Alle Bände sind in Halbleinen gebunden und durch

jede Buchhandlung auch einzeln zu beziehen.

Illustrierter sonderprospelct kostenlos.

S

txglverlagG. m. b. H., Berl-inW35.
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Der «Heimatdienst

Marie: Thüringer Ritter

IIIlcllllchIllllls
zuckergesüizt, 10 Fid. Eimer

-

«

M. 3,——ab hier-, Naniwa-inne

san-km Lenden-, absk 1050 sek. Viele tausende NachbestelL
schieden- tür nur Mk- xcs und cito Ritter-, Pflaumen-nas-
Pvtw net Nest-Alme- « Preis- falirik, schkölen i. Thür. is.
iiste grade-. -«- I- Ross.
Berlin N. 18 Friedrichstralie 131 d

Lesen sie den

,,Heimat-
dienst«
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soeben erschienen (Neuauflage)!

WOLFGANG WINDELBAND

Grundzüge der

AuBenpolitik seit 1871

108 seiten — Kartonniert RM 2.40

Zur ersten Auflage schrieb Prof. l-l. F. Helmolt:

»Einen dicken Wälzer mit gelehrtem Apparat
ln die Welt hinauszuschicken, dazu gehört
auBer einigem cape nur etwas sitzfleisch.
Aber die auswärtige Politik Deutschlands in
den letzten beiden Menschenaltern möglichst
sachlich. kühl, klar und knapp auf hundert
seiten so einprägsam zu schildern, das so-

wohl der Kenner wie namentlich der einfache
Mann ein deutliches Bild von den großen Linien
erhältund behält, das kann nicht jeder.« ln der

vorliegenden zweiten Auflage wurde in der Ge-

samtanlage keine Änderung vorgenommen, je-
doch wurde naturgemälk das die Zeit seit dem
Versailler Vertrag behandelnde Kapitel neu .

gestaltet und sonst die neueren Ereignisse
eingearbeitet.

Wie es der sinn der ganzen Arbeit der Keichssentrale

für Heimatdlenst ist-, das deutsche Volk innerlich su

verbinden mit den-I staate, so sind die ln diesem

Buche behandeiten zueammenhänge der Aussen-so-

litiir eine unentbehrliche Vorausseäung für erfolg-

reiche Mitarbeit ens- Wiederaufbau Deutschland-;

Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt

— zentralverlag Sinnbqu Berlin Wss
Potsdamer stralZe 41

Herausgegeben von der R e»ich s z e n t r a l e f ü r H e i m a td i e n st , Berlin sw il, PrinzAlbrechtsStraße Z.

Demfthem Schicksal
an der Saari

gilt noch das Ringen, in deu.

deutsche Brüder und deutsch-e Schwe-
stern unter einer Fremdherrfchsaft
im Saargebiet stehen. 12 Jahre
nach dem Versailler Diktat ist fran-
zösisches Bestreben nach darauf ge-
richtet, deutsches Land vom

Deutschen Reiche zu tren-

·

n e n ! Die Abwehr solchen Be-

strebens kann nur gelingen, wenn je d e r D e u t s ch e fü r d i e

Deutscherhaltung des Saargebiets mit einstehtl
Wer die Wahrheit ulser das deutsch-e Saarland und sein Schicksal
unter der Fremdherrschaft wissen will, lese die reich illustrierte

— — —- Aufklärungsschrift — —- —

..Deuiith die Saar immerdar —

helft die deutsche Saar befreien!«
Zu beziehen von der Geschäftsstelle ,,Saar-Verein«, Berlin sw u,
Stresemannstraße 42, zum Preise von l,50 Mark. Wer sich fortlau-
fend über die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse im Saur-

gebiet orientieren will, lese die Halbmonatsfchrift des Bandes
der Saarvereine

»Saar-Freimd«mit illustr. Beilage
»Saarheimatviider«.

Abonnementspreis l,50- Mart vierteljährlich. Bestellungen nimmt

jede Postanstalt (Postzeitungsliste Nr. 218) entgegen. —- — — —-

Die Geschäftsstelle Saat-Verein und der Bund

der Saarvereine find die einzige Saarheimati

Schutzorgantfation im Reiche. Erwerbt die för-
dernde Mitgliedschaft und Jhr dient einer

——wahrhaftdeutschen6achel—-

Anmeldungen und Anfragen sind an die Geschäftsstelle»Sage-
Verein« Berlin sW U, Strefemannftr. 42, zu richten.

Die praktischczeltschritt ln Kartothekiornn

KARTEN KUDVEN

MONATSZCHRIFT
lN BllDEQN AUS POLITlK,WlPTScHAFT U. KULTUQ

bringt aktuelles statistische-
siaterial in Biidiorm
im lV. Jahrgang

Wisscll Ill Ilclllclllkicklch
cillkaLsålllck k0klll

nach einer praktischen systematilr ils-ersichtlich geordnet-
Unentbehrlich allen Lehrern. Wirtschaftlern und Politikern,
von grolZem Vorteile jedem. der für seinen Beruf immer

zuverlässig über die Zusammenhänge in Wirtschaft und
Politik orientiert sein mus. Zugleich:

Epiliåklcll mk VcklkåLsIIchic III Will-
scllilflsickliällllclh Illllckklclll II. Vckclllcll

da auf Kunstdruckkarton, Diapositlven gleichwertig. Das
Zusammenstellen der Vorträge über jedes interessante

Tagesthema wird durch die Kartelanordnung und Beigabe
eines Textblattes zu jedem Bilde eine leichte Arbeit. die
vor allem deshalb Vergnügen macht. weil stets das Ma-

terial, was man braucht, bei-einander ist. .

Prospekte und Einzelbildverzeichnisse
kostenlos aniordern

Einzelheite: 2.50 RM ! Jahresabonnernent 18.— RM (zuzüg-
lich 1.— RM Zustellgebühr) bei Lieferung durch die Post-

liklllscllkhi llcllllslllllllstl 6.l·l.li.ll.
Berlin W 35 Polsdstner str. 41

Leiter: Minist.-Rnt Dr. 5 tr a hi.

Schriftleitung und verantwortlich für den redaktionellen Teil: Reg.sRat Drege, Berlin-Lächtentade. — Verantwortlich für den Unzeigenteil W. Mars ahnet-, Berlin-Lichterfelde —

Unzeigenpreis: Die sechsgespaitene MillimetersZeile oder deren Raum 40 pf. — Rabatt nach Caris. — Ulleinige Unzeigenszlnnahme: Ernst Föks , Unzeigen-Ve"rwnltang, Betiinicichterfelde,
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